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Die wirtschaftliche Lage Weißrußlands 
Ungenügende Reformen trotz verschärfter Krise 

FÜNFTER ZUSATZBERICHT 

Der Bundesminister für Wirtschaft hat mit Schreiben vom 21. Dezember 1993 das Deutsche Institut für Wirt-

schaftsforschung, Berlin, das Institut für Weltwirtschaft an der Universität Kiel und das Institut für Wirtschaftsfor-

schung Halle damitbeauftragt, das 1992 begonnene Forschungsvorhaben mitdem Titel „ Die wirtschaftliche Situa-

tion Rußlands und Weißrußlands — wirtschaftliches Potential und mögliche Entwicklungslinien" fortzuführen. Die 

beteiligten Institute legen hiermit ihren fünften Zusatzbericht' über die Wirtschaft Weißrußlands vor. 

Die noch im ersten Halbjahr in Weißrußland gehegten Hoffnungen auf wieder niedrigere russische Energiepreise, auf 

die Wiederbelebung der alten Absatzmärkte in Rußland, auf einen Beitritt zur Rubelzone und damit auf neuerliche Sub-

ventionen in Gestalt einer Beteiligung an den russischen Geldschöpfungsgewinnen haben sich, wie dies von den Institu-

ten erwartet worden war, mittlerweile allesamtzerschlagen. Auf die sich ergebende weitere Verschärfung der Wirtschafts-

krise fehlt nach wie vor eine angemessene Reaktion. Auch das neue Anti-Krisen-Programm bietet keinen brauchbaren 

Lösungsansatz; es wird darin der Versuch unternommen, befehlswirtschaftliche Strukturen zu reaktivieren. Die Analysen 

werden weiterhin durch die unzureichende und zum Teil inkonsistente statistische Berichterstattung erschwert. Die Insti-

tute haben versucht, die Informationsdefizite durch Konsultationen von Vertretern des Wirtschaftsministeriums, des For-

schungsinstituts des Wirtschaftsministeriums, der Nationalbank, des Präsidialamtes und des Ministeriums für Verwal-

tung des Staatseigentums zu beheben. Dennoch bleiben beträchtliche Unsicherheiten über Stand und Verlauf des Trans-

formationsprozesses, vor allem aber über geldpolitische Entwicklungen, bestehen. 

1 Dieser Bericht wird auch veröffentlicht in: Kieler Diskussionsbeiträge, Nr. 242/1994, IWH Forschungsreihe Nr. 9/94 



- 842 - 

Tabelle 1 
Entwicklung wichtiger Wirtschaftsindikatoren 

Veränderungen gegenüber der entsprechenden Vorjahresperiode in vH 

1990 1991 1992 1993 I.- III. Quartal 
1994 

Indikatoren in konstanten Preisen 

Bruttoinlandsprodukt 
Industrieproduktion') 
Agrarproduktion 
Investitionen2) 
Einzelhandelsumsatz 
Dienstleistungen 

Nominale Indikatoren 

Einkommen, Jahresdurchschnitt 
Verbraucherpreise, Jahresdurchschnitt 

-2,0 
2,1 

-8,7 
9,0 

14,7 
6,3 

17,7 
4,5 

-1,0 
-1,5 
-4,9 
-8,0 
-0,5 
-15,7 

92,0 
80,0 

-10,0 
-9,4 
-10,0 
-15,0 
-26,0 
-28,0 

720,0 
1 020,0 

-9,0 
-10,0 

4,0 
-13,0 
-21,0 
-30,0 

1 229,0 
1 576,8 

-24,0 
-25,4 
-14,6 
-26,0 
-21,0 
-17,0 

1 980,0 
2430,0 

1) Industrielle Bruttoproduktion. - 2) Bruttoanlageinvestitionen. 
Quellen: Narodnoe chozjajstvo Respubliki Belarus' v 1991 g. Minsk 1992, S. 7, 9, 166; Osnovnye pokazateli raboty narodnogo 

chozjajstva Respubliki Belarus' za janvar'-dekabr' 1992 goda. Minsk 1993, S. 1 ff.; O rabote narodnogo chozjajstva 
Respubliki Belarus' za janvar'-dekabr' 1993 goda. Minsk 1994, S. 1 ff., 104; O rabote narodnogo chozjajstva Respubliki 
Belarus' v janvare-sentjabre 1994 goda. Minsk 1994, S. 5 ff., 61, 127. 

Produktion, Investitionen, Preise 

Die Entwicklung der weißrussischen Wirtschaft im Jahr 

1994 ist durch eine deutliche Beschleunigung des Produk-

tionsrückgangs im Vergleich zu den Vorjahren gekenn-

zeichnet (vgl. Tabelle 1). In den ersten neun Monaten des 
Jahres sank das Bruttoinlandsprodukt gegenüber der ent-

sprechenden Vorjahresperiode um 24 vH (1993: -9 vH). 
Die in den letzten Jahren betriebene Politik, Produktion 

und Beschäftigung mit Staatsaufträgen, Subventionen 

und staatlicher Investitionslenkung so weit wie möglich 

aufrechtzuerhalten, hat offensichtlich versagt. Nicht zu-

letzt die negative Entwicklung des Handels mit Rußland 

und den übrigen Nachfolgestaaten der Sowjetunion hat 

erheblich zur Verschlechterung der Lage der stark außen-
handelsabhängigen weißrussischen Wirtschaft beigetra-

gen. Die Verteuerung der Energieimporte aus Rußland hat 

die Wettbewerbsfähigkeit der weißrussischen Unterneh-
men beeinträchtigt und die Absatzmöglichkeiten auf den 

ohnehin geschrumpften Märkten der ehemaligen Sowjet-
republiken zusätzlich verringert. Die ökonomischen Kosten 

einer Fortsetzung der strukturkonservierenden Politik wer-
den angesichts der nach wie vor drohenden Gefahr einer 

Hyperinflation immer höher. 

Die Industrieproduktion lag in den Monaten Januar bis 

September 1994 um 25 vH unter dem Niveau des entspre-

chenden Vorjahreszeitraums. Es kam allerdings im Jahres-
verlauf zu einer Abschwächung des Produktionsrück-

gangs. Im ersten Quartal sank die Industrieproduktion im 

Vorjahresvergleich um 35 vH, im zweiten Quartal um 28 vH 

und im dritten Quartal um 12 vH. In vielen Unternehmen 
kam es wegen ausbleibender Zulieferungen und Absatz-

schwierigkeiten zu einer Einstellung der Produktion. Wie 

bereits 1992 und 1993 verzeichnete die Brennstoffindu-

strie, die vor allem russisches Erdöl weiterverarbeitet, in 

den ersten drei Quartalen des Jahres 1994 den stärksten 
Produktionsrückgang (- 53 vH; vgl. Tabelle 2)2. Über-

durchschnittlich verringerte sich auch die Produktion in der 

Baustoffindustrie (-35 vH), die vom Absinken der Investi-
tionen besonders betroffen war, sowie in der Leichtindu-

strie (- 34 vH). Im Maschinenbau (- 25 vH) waren die Pro-
duktionseinbußen dort am höchsten, wo Investitionsgüter 

vorzugsweise für den Markt der ehemaligen Sowjetunion 

erzeugt werden. Hierzu zählen die Automobilindustrie 

(Lastkraftwagen: - 35 vH), der Traktoren- und Landma-

schinenbau (Traktoren: - 50 vH; Mähdrescher: -70 vH), 

die elektrotechnische Industrie und der Werkzeugmaschi-

nenbau. Bei langlebigen Konsumgütern verlief die Produk-
tionsentwicklung uneinheitlich (Fernsehgeräte: - 24 vH; 

Radiogeräte: - 28 vH; Kühl- und Gefrierschränke: + 2,8 vH; 

Waschmaschinen: +4,2 vH; Motorräder: - 59 vH). Ver-

gleichsweise wenig sanken die Stromerzeugung (- 14 vH) 

und die Produktion der überwiegend für den Binnenmarkt 

tätigen Nahrungsmittelindustrie (- 11 vH)'. 

2 Die statistischen Angaben über die Produktionsentwicklung 
bei den einzelnen Erzeugnissen der Brennstoffindustrie stehen al-
lerdings im Widerspruch zu dem für die gesamte Branchg ausge-
wiesenen Produktionsrückgang von über 50 vH. Die Erdölförde-
rung ging in den ersten neun Monaten gegenüber dem entspre-
chenden Vorjahreszeitraum lediglich um 0,3 vH zurück, die 
Produktion von Dieselbrennstoff um 8 vH, von Heizöl um 30 vH, 
von Erdölbitumen um 18 vH und von Torfbriketts um 20 vH. Bei 
Benzin wird sogar ein Produktionsanstieg von 4 vH ausgewiesen. 
Vgl. O rabote narodnogo chozjajstva respubliki Belarus' v janvare-
sentjabre 1994 goda. Minsk 1994, S. 79. 

3 Vgl. 0 rabote..., a.a.O., S. 12 ff. und 77 ff. 
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Tabelle 2 
Industrieproduktion in konstanten Preisen nach Branchen 

Veränderungen gegenüber der entsprechenden Vorjahresperiode in vH 

1991 1992 1993 I.- III. Quartal 
1994 

Industrie, insgesamt 

Elektroenergieerzeugung 
Brennstoffindustrie 
Eisen- und Stahlindustrie 
Chemie und Petrochemie 
Maschinenbau und Metallverarbeitung 
Holz-, Holzverarbeitungs-, Zellstoff-
und Papierindustrie 
Baustoffindustrie 
Leichtindustrie 
Nahrungsmittelindustrie 

-1,0 

0,3 
-6,0 
13,0 
-7,0 
4,0 

4,0 
0,2 

-0,1 
-10,0 

-9,4 

-3,4 
-43,3 
-14,9 
-15,7 
-9,2 

-6,0 
-3,8 

3,7 
-17,6 

-10,0 

-11,5 
-41,3 
-12,0 
-9,5 

0,7 

2,0 
-18,6 
-1,7 
-2,8 

-25,4 

-13,8 
-52,7 
-23,6 
-23,9 
-25,2 

-21,0 
-35,2 
-33,9 
-11,3 

Quellen: Narodnoe chozjajstvo Respubliki Belarus' v 1991 g. Minsk 1992, S. 342; Osnovnye pokazateli raboty narodnogo choz- 
jajstva Respubliki Belarus' zajanvar'-dekabr' 1992 goda. Minsk 1993, S. 6; O rabote narodnogo chozjajstva Respubliki 
Belarus' zajanvar'-dekabr' 1993 goda. Minsk 1994, S. 48; O rabote narodnogo chozjajstva Respubliki Belarus' vjanvare- 
sentjabre 1994 goda. Minsk 1994, S. 77. 

In den letzten Jahren ist es aufgrund des unterschiedli-

chen Produktionsrückgangs in den einzelnen Branchen 

sowie der Veränderungen der relativen Preise (vgl. Tabel-
len 2 und 4) zu einer beträchtlichen Verschiebung in der 

Struktur der Industrieproduktion in jeweiligen Preisen ge-
kommen. Besonders stark hat der Anteil der Elektrizitäts-

wirtschaft an der nominalen Industrieproduktion zugenom-

men (1990: 3 vH; 1992: 8 vH; Januar bis September 1994: 

14 vH). Dieser Zuwachs war sowohl mengen- wie preisbe-

dingt. Die Produktion sankwegen der relativ unelastischen 

Stromnachfrage nur unterdurchschnittlich. Gleichzeitig 

sind die Stromtarife wegen der Verteuerung der Importe 

von Erdöl und Gas überproportional gestiegen. Der An-

stieg des Anteils der Chemieindustrie (1990: 9 vH; 1992: 

12 vH; Januar bis September 1994: 15 vH) ist ausschließ-

lich auf überdurchschnittliche Preissteigerungen zurück-

zuführen. Demgegenüber sind die Anteile des Maschinen-

baus (1990: 34 vH; 1992: 28 vH; Januar bis September 

1994: 25 vH) und der Leichtindustrie (1990: 17 vH; 1992: 

13 vH; Januar bis September 1994: 9 vH) bei dem ver-

gleichsweise geringen Preisanstieg in diesen Branchen 

deutlich zurückgegangen. Der Anteil der Brennstoffindu-

strie blieb mit 8 vH seit 1992 konstant (1990: 5 vH), da der 

starke Produktionsrückgang dieser Branche durch die weit 

überdurchschnittlichen Preissteigerungen kompensiert 
wurde 4. 

Die Produktion der Landwirtschaft blieb in den ersten 

neun Monaten 1994 um 15 vH unter dem Niveau vom Vor-

jahr. Zwar lagen am Ende des Berichtszeitraums noch 

keine endgültigen Ernteergebnisse vor, jedoch zeichneten 

sich deutlich geringere Erträge als im Vorjahr ab. Das 

Staatskomitee für Statistik und Analyse schätzte Mitte 

Oktober die zu erwartende Ernte von Getreide auf 6,3 Mill. t 

(-16 vH) und von Kartoffeln auf 7,3 Mill. t (- 37 vH). Bei 

Zuckerrüben und Gemüse lagen die Ernteerträge bis Mitte 

Oktober um etwa 25 vH unter den Vorjahreswerten. In der 

Tierwirtschaft sanken die gesamten Verkäufe von Vieh und 

Geflügel gegenüber den ersten drei Quartalen 1993 um 

11 vH, die Milchproduktion um 1 vH, die Produktion von 

Eiern um 6 vH, die von Wolle um 44 vH. Die Selbstvermark-

tung tierischer Produkte durch die Agrarbetriebe hat offen-

sichtlich an Bedeutung gewonnen, denn der Rückgang der 

staatlichen Aufkäufe (Vieh und Geflügel: - 17 vH; Milch: 

-11 vH; Eier: - 10 vH)' fiel stärker aus als der Produk-

tionsrückgang. 

Die Angaben über die Entwicklung der Investitionen sind 

außerordentlich lückenhaft. Es fehlen insbesondere hinrei-

chende Informationen über die sektorale Investitionsstruk-

tur. Insgesamt sind die Investitionen in den ersten drei 

Quartalen gegenüber dem entsprechenden Zeitraum 1993 

um 26 vH zurückgegangen. Wie in den Vorjahren sanken 

die Investitionen im produzierenden Bereich, zu dem in der 
Statistik auch das Verkehrs- und Nachrichtenwesen ge-

rechnetwird, stärker als im Durchschnitt, sein Anteil an den 

gesamten Investitionen betrug 53 vH (1993: 55 vH). Den 

stärksten Rückgang verzeichneten die Investitionen in die 

Baustoff- und in die Leichtindustrie mit über 50 vH. Die 

Investitionen in die Stromwirtschaft sanken um 23 vH und 

die in den Maschinenbau um 15 vH. Demgegenüberwurde 

4 Vgl. Analiticeskij doklad o funkcionirovanii ekonomiki Belarusi 
v pervom polugodii 1993 goda. Minsk 1993, S. 110. 0 rabote..., 
a.a.0., S. 12 f. 

5 Vgl. 0 rabote..., a.a.0., S. 28 ff. und 85 ff. 
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in die Erdölverarbeitung, die chemische und petrochemi-

sche Industrie sowie die Holz-, Holzverarbeitungs-, 

Zellstoff- und Papierindustrie etwas mehr als im Vorjahr in-

vestiert. Die Investitionen in den nichtproduzierenden Be-

reich, zu denen vor allem der Bau von Wohnungen und So-

zialeinrichtungen zählen, gingen gegenüber den ersten 

drei Quartalen 1993 um 25 vH zurück'. 

Lückenhaft sind auch die Angaben über den privaten 

Konsum. Der Rückgang des Einzelhandelsumsatzes und 

der Dienstleistungen in konstanten Preisen weist auf ein 

starkes Absinken des privaten Konsums hin. Dies steht im 

Einklang mit dem gesunkenen Realeinkommen (- 20 vH). 

Allerdings nahm der Einzelhandelsumsatz im Jahr 1994-

erstmals seit 1991 - wieder weniger stark als die Investitio-

nen ab. 

Während in Rußland in diesem Jahr die monatlichen 

Inflationsraten meist unter 10 vH gehalten werden konnten, 

ist die Gefahr einer Hyperinflation in Weißrußland nach wie 

vor akut. Nachdem im Verlauf des ersten Quartals 1994 die 

monatlichen Preissteigerungsraten von 40 vH auf 10 vH 

gesunken waren, betrugen sie in den beiden folgenden 

Quartalen meist zwischen 20 und 30 vH, im August über-

stieg der monatliche Anstieg der Verbraucherpreise sogar 

erstmals seit der Preisfreigabe 50 vH (vgl. Tabelle 3). Die 

Tabelle 3 
Preisentwicklung 1993 und bis Sept. 1994 

Veränderungen gegenüber dem Vormonat in vH 

Erzeugerpreise 
der Industrie 

Verbraucher 
preise 

1993 

Januar 
Februar 
März 
April 
Mai 
Juni 
Juli 
August 
September 
Oktober 
November 
Dezember 

35,7 
42,0 
29,7 
29,6 
23,4 
16,4 
21,7 
36,9 
33,4 
58,7 
63,8 
47,6 

14,8 
19,7 
28,1 
24,8 
19,7 
26,3 
23,3 
25,1 
36,0 
44,5 
43,2 
45,5 

1994 

Januar 
Februar 
März 
April 
Mai 
Juni 
Juli 
August 
September 

40,0 
18,6 
9,1 

43,5 
28,5 
22,2 
25,7 
46,0 
46,9 

40,7 
18,7 
10,2 
28,6 
28,7 
19,5 
26,6 
53,4 
25,5 

Quelle: O rabote narodnogo chozjajstva Respubliki Belarus' 
v janvare-sentjabre 1994 goda. Minsk 1994, S. 67. 

starken Schwankungen der monatlichen Preissteigerungs-

raten sind zu einem erheblichen Maße auf punktuelle admi-

nistrative Preiserhöhungen zurückzuführen. 

Die Verkaufspreise der Industrie an den Großhandel 

lagen im September 1994 um 1 000 vH über dem Niveau 

vom Dezember 1993. Im Monatsdurchschnitt betrug der 

Preisanstieg 30 vH, wobei die höchsten monatlichen Stei-

gerungsraten im August und September mit 46 bzw. 47 vH 

verzeichnet wurden. Am stärksten sind im Verlauf der 

ersten neun Monate des Jahres die Preise der Futtermittel-

industrie (+1 700 vH) und der petrochemischen Industrie 

(+1 300 vH) gestiegen, am geringsten in der Baustoff- und 

in der Glasindustrie (+ 600 vH). Da die beiden zuletzt ge-

nannten Industriezweige 1993 die mit Abstand höchsten 

Preissteigerungsraten aufwiesen, waren die Spielräume 

für weitere Preiserhöhungen 1994 offensichtlich klein. Ge-

ringer als im Durchschnitt wurden die Stromtarife und die 

Preise der Brennstoffindustrie erhöht (vgl. Tabelle 4). 

Der Anstieg der Verbraucherpreise betrug im Verlauf der 

ersten neun Monate knapp 800 vH (Nahrungsmittel: 

+855 vH; übrige Konsumgüter: + 650 vH; Dienstleistun-

gen: +780 vH). Dies entspricht einem Monatsdurchschnitt 

von 27 vH. Wie im Vorjahr blieb die Teuerungsrate damit 

deutlich hinter dem Anstieg der industriellen Erzeuger-

preise zurück, worin die unveränderte Politik der Regie-

rung zum Ausdruck kommt, die Verteilungswirkungen der 

Inflation durch Preissubventionen zu mildern. Im Vergleich 

zur entsprechenden Periode des Vorjahres, durch den sai-

sonale Preisschwankungen eliminiert werden, stiegen die 

Verbraucherpreise im Zeitraum Januar bis September 
1994 um 2 430 vH (Nahrungsmittel: +2 640 vH; übrige 

Konsumgüter: +2 130 vH; Dienstleistungen: +2 115 vH)'. 

Einkommen, Löhne, Arbeitsmarkt 

Bei einem Anstieg der nominalen Einkommen von 

1930 vH lagen die realen Einkommen im Zeitraum Januar 

bis September 1994 um 20 vH unter dem Niveau im ent-

sprechenden Zeitraum 1993. Damit zeichnet sich für das 

gesamte Jahr ein ähnlich starker Rückgang wie für 1993 

(-21 vH) ab. Durch eine sehr sprunghafte monatliche Ent-

wicklung sowohl der nominalen Einkommen und Löhne als 

auch der Verbraucherpreise zeigen Vergleiche einzelner 

Monate und Zeiträume sehr differenzierte Resultate. Die 

nach Abzug gesetzlicher Pflichtabführungen und Beiträge 

verfügbaren Geldeinkommen verringerten sich gegenüber 

dem Vergleichszeitraum des Vorjahres um 29 vH8. Im Sep-

tember wurde das Realeinkommensniveau von Dezember 

1993 wieder erreicht (vgl. Tabelle 5). 

Bei einem Anstieg der Nominallöhne von 1 564 vH gin-

gen die Reallöhne im Zeitraum Januar bis September 1994 

6 Vgl. O rabote..., a.a.O., S. 33 f. 

7 Vgl. O rabote.... a.a.O., S. 67 ff. und 127. 

8 Vgl. 0 rabote ..., a.a.O., S. 8 und 61. 
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Tabelle 4 
Entwicklung der Verkaufspreise der Industrie nach Branchen 

Veränderungen gegenüber der entsprechenden Vorjahresperiode in vH 

1992 
zu 

1991 

Dez. 1992 
zu 

Dez. 1991 

Dez. 1993 
zu 

Dez. 1992 

Sept. 1994 
zu 

Dez. 1993 

Industrie, insgesamt 

Elektroenergieerzeugung 
Brennstoffindustrie 
Eisen- und Stahlindustrie 
Chemieindustrie 
Petrochemie 
Maschinenbau 
Holz-, Holzverarbeitungs-, Zellstoff-
und Papierindustrie 
Baustoffindustrie 
Glasindustrie 
Leichtindustrie 
Nahrungsmittelindustrie 
Mühlenindustrie 
Futtermittelindustrie 

2 365 

3 453 
6 606 
3 939 
3 529 
2 526 
2 645 

1 829 
2 396 
1 523 
1 166 
1 091 
2 376 
1 947 

4 091 

8 443 
21 730 
5 295 
5 580 
5 775 
3 313 

2 559 
4 378 
1 612 
1 747 
2048 
8 535 
4 392 

3 868 

4205 
3 330 
3 310 
4 627 
3 722 
2 579 

4 138 
5 520 
5 124 
3 922 
3 884 
1 677 
1 665 

1 000 

790 
739 
885 
941 
1 267 
901 

1 080 
606 
627 
1 035 
989 
1 162 
1 655 

Quellen: Osnovnye pokazateli raboty narodnogo chozjajstva Respubliki Belarus' zajanvar'-dekabr' 1992 goda. Minsk 1993, S. 44; 
O rabote narodnogo chozjajstva Respubliki Belarus' za janvar'-dekabr' 1993 goda. Minsk 1994, S. 40; O rabote narod- 
nogo chozjajstva Respubliki Belarus' v janvare-sentjabre 1994 goda. Minsk 1994, S. 71. 

gegenüber der Vergleichsperiode des Vorjahres um 39 vH 

zurück. Damit fiel der Rückgang der Reallöhne stärker aus, 

als die Lohnpolitik ursprünglich beabsichtigt hatte. Bei zwi-

schenzeitlich starken monatlichen Schwankungen wurden 

im September 1994 nur 78 vH der Reallöhne vom Dezem-
ber 1993 ausgewiesen. Durch die Festlegung von Mindest-

löhnen und eine Indexierung der Einkommen in den haus-

haltsfinanzierten Organisationen sollte das Nominallohn-

wachstum auf 70 vH der Preisentwicklung begrenzt 

werden. 

Die Struktur der Geldeinkommen veränderte sich weiter 

zuungunsten der Löhne. Diese blieben zwar nach wie vor 

die wichtigste Einkommensquelle, jedoch verringerte sich 

ihr Anteil an den Gesamteinkommen auf 45 vH (1991: 

71 vH; 1993: 62 vH). Die anderen Einkommensbestand-

teile sind deutlich schneller gestiegen als die Löhne (vgl. 

Tabelle 6). DasgiltvorallemfürTransferzahlungen und Ein-

nahmen aus unternehmerischer Tätigkeit, die überdurch-

schnittllich zunahmen9. Dahinter könnte sich ein sehr star-

ker Gewinnzuwachs im Handel verbergen 10. Möglicher-

weise sind in den Unternehmen aber auch Lohnzahlungen 

als Einnahmen aus Unternehmertätigkeit deklariert wor-

den; solche Umschichtungen könnten in Erwartung einer 

Lohnindexierung getätigt worden sein. 

Die Grundvergütung der Beschäftigten in den haushalts-

finanzierten Organisationen und die Mindestlöhne in der 

Wirtschaft wurden wie bisher vierteljährlich erhöht und be-

trugen im September 1994 11 000 bzw. 10 000 Rubel. Sie 

stiegen damit langsamer als die durchschnittlichen Ar-

beitslöhne. 

Die Zusammensetzung des von der weißrussischen Sta-

tistik definierten Existenzminimums ist nicht eindeutig. 

Damit ist die Anwendung als Maßstab des Lebensstan-

dards problematisch. Hinzu kommen Einkommens- und 
Preissprünge, die eine kurzfristige Vergleichbarkeit er-

schweren. Bei allen Einschränkungen der Bewertung istje-

doch eine negative Entwicklung der Relation zwischen den 

Einkommen aus verschiedenen Quellen und dem Exi-

stenzminimum unverkennbar. 

Die Relation des Durchschnittslohnes zum amtlich be-

rechneten Existenzminimum sank im Verlauf des Jahres 

1994 von 123 vH im Januar (April: 146 vH) auf 95 vH in den 

Monaten August und September. 1993 hatte der Durch-

schnittslohn noch 176 vH des Existenzminimums betra-

gen". Im August 1994 erhielten 38 vH der Beschäftigten in 

der Industrie einen Lohn, der geringer als das Existenzmi-

nimum war. Die Mindestaltersrenten wurden bis Septem-

ber 1994 sechsmal der Preisentwicklung angepaßt, den-

noch verschlechterte sich ihre Relation zum Existenzmini-

mum drastisch gegenüber 1993 (vgl. Tabelle 7). 

Die Entwicklung der Löhne verlief wie bisher differen-

ziert (vgl. Tabelle 8). Die regelmäßige Anhebung der un-

teren, indexierten Lohngruppen zog eine Anhebung auch 

der grundsätzlich nicht indexierten Einkommen in den 

9 Vgl. O rabote .... a.a.O., S. 61; Berechnungen der Institute. 

10 Diese Vermutung wird dadurch gestützt, daß die Regierung 
im Anti-Krisen-Programm eine Eindämmung des Zwischenhan-
dels anzustreben scheint. 

11 Unveröffentlichtes Arbeitsmaterial des weißrussischen Wirt-
schaftsministeriums. 
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Tabelle 5 
Entwicklung der nominalen und realen Geldeinkommen und Löhne 19941) 

Geldeinkommen Löhne Geldeinkommen Löhne 

Januar 

Februar 

März 

April 

Mai 

Juni 

Juli 

August 

September 

nominal, Vormonat = 100 real, Dezember 1993 = 100 

94 

139 

135 

140 

115 

156 

115 

140 

122 

116 

108 

117 

166 

110 

121 

153 

110 

128 

67 

78 

96 

105 

95 

124 

113 

103 

100 

82 

75 

79 

102 

88 

89 

107 

77 

78 

1) Die Geldeinkommen umfassen alle Einkommen in Geldform, nicht jedoch z.B. unentgeltliche Leistungen und Naturalerträge 
aus Hauswirtschaften. 

Quellen: O rabote narodnogo chozjajstva Respubliki Belarus'vjanvare-sentjabre 1994 goda. Minsk 1994, S. 61 f.; Arbeitsmateria-
lien des Ministeriums für Wirtschaft; Berechnungen der Institute. 

höheren Qualifikationsstufen nach sich. Im Gesundheits-

wesen und in der Verwaltung von Staat und Wirtschaft 

wuchsen die Löhne deutlich überdurchschnittlich. Die rela-

tiven Löhne in den Sektoren Bildung, Kultur und Wissen-

schaft sanken dagegen. In dem Teil der Wirtschaft, der 

nicht der Regulierung unterliegt, insbesondere im Fern-

meldewesen, Baugewerbe und in der Industrie, sind die 

Löhne überdurchschnittlich gestiegen. In der Landwirt-

schaft fiel das nominelle Lohnwachstum ein weiteres Mal 

unterdurchschnittlich aus. 

Auf dem Arbeitsmarkt hat sich der Rückgang der ge-

samtwirtschaftlichen Leistung noch immer nicht ausge-

wirkt (vgl. Tabelle 9). Zwar nahm die Beschäftigung zwi-

schen Dezember 1992 und Dezember 1993 um 200 000 

Personen ab; die Zahl der als arbeitslos registrierten Perso-

nen stieg aber nur um 42 000. Im September 1994 stieg die 

Zahl der offiziell registrierten Arbeitslosen auf knapp 

100 000. Zu dem nur geringen Rückgang der Beschäfti-

gung dürfte das Beschäftigungsprogramm der Regierung 

beigetragen haben, das unter anderem vorsieht, den 

Betrieben Vorzugskredite zum Erhalt bestehender Arbeits-

plätze zu gewähren. Generell ist davon auszugehen, daß 

ein Teil des Beschäftigungsabbaus im Staatssektor von der 

Privatwirtschaft absorbiert wird. Die offiziell ausgewiesene 

Arbeitslosenquote betrug im September 1994 nur 2 vH. 

Dagegen nahm die verdeckte Arbeitslosigkeit zu 12. Die 

statistisch ausgewiesenen Ausfallzeiten in der Industrie 

verdoppelten sich im Zeitraum Januar bis September 1994 

gegenüber dem Vergleichszeitraum des Vorjahres. Aus 

diesem Grunde waren durchschnittlich 10 vH der Beschäf-

tigten der Industrie ohne Arbeit 13. Der Anteil der Arbeitslo-

sen, die sechs Monate bis zu einem Jahr ohne Stellung 

waren, stieg im Vergleich zum ersten Halbjahr 1993 von 

16 vH auf 29 vH. Der Anteil der Arbeitslosen, die weniger 

als 6 Monate arbeitslos waren, nahm dagegen ab. Länger 

12 Die Betriebe erlaubten sich offensichtlich zunehmende Be-
schäftigungsreserven, deren Ausmaße sicherlich die offizielle Ar-
beitslosigkeit bei weitem übersteigen. 

13 Vgl. O rabote ..., a.a.O., S. 22. 

Tabelle 6 
Struktur der Geldeinkommen 

im Zeitraum Januar bis September 
Anteile in vH 

1993 1994 

Geldeinkommen insgesamt 

Arbeitslohn 

Einkommen aus dem Verkauf 
landwirtschaftlicher Produkte 

Renten, Unterstützungen, 
Stipendien, Unterstützungen für 
individuellen Wohnungsbau, 
Zinseinkommen, 
Versicherungsleistungen 

Dividenden 

Einnahmen aus Unternehmertätigkeit 

Sonstige Einnahmen 

100 

58,0 

4,1 

16,2 

3,9 

15,8 

2,0 

100 

45,4 

4,0 

17,0 

3,1 

28,5 

2,0 

Quellen: O rabote narodnogo chozjajstva Respubliki Bela-
rus' v janvare-sentjabre 1994 goda. Minsk 1994, S. 
61; Berechnungen der Institute. 
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Tabelle 7 
Entwicklung der monatlichen Löhne und Renten 1994 

Durch-
schnittslohn 

Mindest-
lohn 

Mindest-
altersrente 

Durchschnitt-
liche Altersrente 

Existenz-
minimum 

Durchschnitts-
lohn zu Existenz-

minimum 

in Rubel in vH 

Januar 

Februar 

März 

April 

Mai 

Juni 

Juli 

August 

September 

18 847 

20 438 

23 853 

39 696 

43 785 

53 162 

81 546 

89 723 

114 700 

3 000 

3 000 

3 000 

6 000 

6 000 

6 000 

10 000 

10 000 

10 000 

4200 

4 800 

4 800 

7 800 

7 800 

8 892 

16 000 

16 000 

18 450 

8 834 

9 011 

9 011 

15 172 

15 200 

17 963 

29 600 

29 600 

36 653 

15 313 

18 176 

20 871 

27 237 

35 680 

47 066 

60 669 

94 765 

121 110 

123 

112 

114 

146 

123 

113 

134 

95 

95 

Quellen: O rabote narodnogo chozjajstva Respubliki Belarus' vjanvare-sentjabre 1994 goda. Minsk 1994; Arbeitsmaterialien des 
weißrussischen Wirtschaftsministeriums. 

als ein Jahr ohne Arbeit waren 6 vH der Arbeitslosen 14. 

Drei Viertel der Arbeitslosen gehörten zur Altersgruppe der 

18 bis 40jährigen. Die Frauen waren mit 63 vH überpropor-

tional von der Arbeitslosigkeit betroffen. Nur die Hälfte der 

registrierten Arbeitslosen erhielt eine Unterstützung. Von 

der Gesamtzahl der Arbeitslosen nahmen im September 

nur 1 900 Personen (2 vH) an Umschulungsmaßnahmen 

teil. Zunehmend werden Arbeitslose zu gemeinnützigen 

Arbeiten herangezogen. Im September betraf dies 4100 
Personen (4 vH) 15. 

Öffentliche Haushalte 

Finanzpolitisch lassen sich die ersten neun Monate des 

Jahres 1994 in zwei unterschiedliche Phasen teilen: Das 

Defizit des konsolidierten Haushalts schnellte im ersten 

Quartal auf 13 vH des BIP. In den Folgequartalen zeigten 

Konsolidierungsbemühungen vordergründig Erfolge. Ins-

gesamt belief sich das Defizit nach Ende des dritten Quar-

tals auf nur noch knapp 3 vH des BIP (vgl. Schaubild 1) 16. 

Eine solche Konsolidierungspolitik ist insbesondere bei 
real rückläufigen Einnahmen bemerkenswert. Angesichts 

auffallend rudimentärer Informationen über die Entwick-

lung der Zentralbankkredite nach dem ersten Quartal kann 

vermutet werden, daß es sich um eine neuerliche Aus-

gaben- und Aufgabenumschichtung zwischen öffentli-

chem Haushalt und Zentralbank handelt. Würde sich dies 

bestätigen, könnte auch angesichts eines derart geringen 

Defizits von einer konsequenten Stabilitätspolitik keine 

Rede sein. 

Der reale Einbruch auf der Einnahmenseite des konsoli-

dierten Haushalts hat sich in den ersten neun Monaten des 
Jahres 1994 beschleunigt (- 35 vH) 17. Insgesamt erreich-

ten die Einnahmen des konsolidierten Haushalts etwa 

28 vH des BIP 18. Wesentliche Ursachen des realen Ein-

nahmenrückgangs dürfte in dem beschleunigten Produk-

tionszusammenbruch und der hohen Inflation liegen, 

durch die verzögerte Steuerzahlungen real entwertet wer-

den. Die Struktur der Steuereinnahmen blieb trotz des 

erheblichen realen Produktionsrückgangs und der Sen-

kung des Mehrwertsteuersatzes um 5 Prozentpunkte zu 

Jahresbeginn 19 im wesentlichen erhalten (vgl. Tabelle 10); 

dieser gleichmäßige reale Rückgang des Steueraufkom-

mens läßt eine sinnvolle Interpretation der Aufkommens-

elastizität einzelner Steuerarten und damit auch des Fort-

schritts in der Haushaltsreform nur begrenzt zu. 

14 Vgl. O rabote ... v janvare-ijule 1994 g., S. 41. 
15 Vgl. O rabote ... v janvare-sentjabre 1994 g., S. 73. 
16 Beachtenswert erscheint, daß bereits Mitte Oktober 1994 die 

Daten über das BIP sowie für den konsolidierten Haushalt bis zum 
Ende des dritten Quartals vorlagen. Der „ konsolidierte Haushalt" 
umfaßt den Republikshaushalt und die Haushalte der unmittelbar 
nachgeordneten Gebietsköperschaften; nicht erfaßt sind die Akti-
vitäten der staatlichen Unternehmen und die außerbudgetären 
Fonds (Nebenhaushalte). 

17 Zugrunde gelegt wurde ein in den offiziellen Daten impliziter 
BIP-Deflator von 2 600 vH. 

18 In dieser Zahl spiegelt sich nicht die Abgabenquote; vor 
allem die Unternehmen sind zusätzlich zu den Steuerzahlungen 
mit erheblichen Abgaben in die außerbudgetären Fonds belastet. 
In den ersten sechs Monaten des Jahres 1994 beliefen sich die 
Zahlungen in den Sozialversicherungsfonds und den Beschäfti-
gungsfonds auf etwa 11 vH des BIP. 

19 Mit dieser Veränderung des Steuersatzes wurde eine Annä-
herung des weißrussischen Steuersystems an die russische Ge-
setzeslage angestrebt, um eine Voraussetzung für den damals ge-
planten Beitritt zur Rubelzone zu schaffen. 
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Tabelle 8 
Lohnentwicklung und -strukturen nach Branchen 

Durchschnittslohn Struktur in vH der Durchschnittslöhne 

August 
1994 

August 1994 
zu Dez. 1993 

in Rubel in vH 

Dezember 
1992 

Dezember 
1993 

August 
1994 

Insgesamt 

Industrie 

Landwirtschaft 

Transport 

Fernmeldewesen 

Baugewerbe 

Handel/Gaststätten 

Gesundheitswesen 

Bildung 

Kultur 

Wissenschaft und wissenschaftl. 
Dienstleistungen 

Banken 

Staatsverwaltung 

89 723 

103 154 

64 593 

110 712 

92 557 

130 392 

82 260 

79 380 

64 458 

54 919 

79 057 

152 416 

105 328 

552 

593 

430 

563 

687 

615 

546 

688 

550 

519 

475 

373 

692 

100 

106 

101 

103 

77 

120 

71 

89 

94 

77 

97 

221 

93 

100 

107 

92 

121 

83 

130 

93 

71 

72 

65 

102 

251 

94 

100 

115 

72 

123 

103 

145 

92 

88 

72 

61 

88 

170 

117 

Quellen: Osnovnye itogi raboty narodnogo chozjajstva Respubliki Belarus v 1993 godu. Minsk 1994, S. 50; O rabote narodnogo 
chozjajstva Respubliki Belarus' v janvare-sentjabre 1994 goda. Minsk 1994, S. 63; Berechnungen der Institute. 

Nach wie vor stellt die Gewinnsteuer die Haupteinnah-

mequelle des konsolidierten Haushalts dar (etwa 30 vH der 

Gesamteinnahmen), gefolgt von der Mehrwertsteuer 

(28 vH) und den Akzisen (10 vH). Eine eher untergeordnete 

Rolle spielt weiterhin das Einkommensteueraufkommen 

(etwa 7 vH). Wie in den Vorjahren wird durch laufende An-

passung der steuerrechtlichen Einkommensklassen 20 die 

„kalte Progression" für die privaten Haushalte abge-

schwächt, jedoch nicht aufgehoben. 

Die Entwicklung auf der Ausgabenseite war im bisheri-

gen Jahresverlauf uneinheitlich: Während die Ausgaben 

im ersten Quartal die Rekordhöhe von 43 vH am BIP er-

Tabelle 9 

reicht hatten, wurden sie im zweiten und dritten Quartal so 

deutlich reduziert, daß sich für die ersten neun Monate des 

Jahres 1994 ein Anteilswert von knapp 31 vH am BIP er-

rechnet. Insgesamt sanken die Ausgaben in den ersten 

neun Monaten real um 35 vH im Vergleich zum entspre-

chenden Vorjahreszeitraum. Die „sonstigen Ausgaben" 

hatten im ersten Quartal 1994 einen erheblichen Bedeu-

20 Diese sind auf Grundlage des Minimallohns kalkuliert. Jede 
Anderung des Minimallohnsatzes führt daher zu einer nominalen 
Veränderung der Einkommensklassen. Vgl. &lavek i ekanomika, 
Nr. 1/1994, S. 32 ff. Die Minimallohnentwicklung blieb hinter der In-
flation zurück. 

Beschäft'gte, Arbeitslose, offene Stellen 

Dezember 1992 Dezember 1993 September 1994 

Beschäftigte 

Arbeitslose 

Arbeitslosenquote 

Offene Stellen 

in Tausend 

in Tausend 

in vH 

in Tausend 

4 900 

24,0 

0,5 

18,2 

4 700 

66,2 

1,4 

12,5 

99,5 

2 

25,0 

Quellen: Osnovnye pokazateli raboty narodnogo chozjajstva Respubliki Belarus' zajanvar'-dekabr' 1992 goda. Minsk 1993, S. 49; 
Osnovnye pokazateli raboty narodnogo chozjajstva Respubliki Belarus' v 1993 godu. Minsk 1994, S. 51; O rabote narod-
nogo chozjajstva Respubliki Belarus' v janvare-sentjabre 1994 g. Minsk 1994, S. 72. 
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Schaubild 1 

Die Einnahmen, Ausgaben und das Defizit in vH des BIP') 

in
 v
H
 d
es
 B
IP
 

so-

40-

30-

20-

10-

0   

-10-

-10 

• 

INNN 

• 

\\ 

• • 

010% 

• 

• 

Jahr 
1992 

r  
I Q II Q III 

1993 

Einnahmen •• 

Q IV r Jahr Q I r Q II 
1 1994 

Ausgaben ® Defizit 

Q III QI-QIII 
r 

')Die Angaben über das nominale BIP für 1993 streuen je nach Quelle erheblich. Bei der Berechnung der Anteilswerte 

wurden Angaben des Finanzministeriums zugrundegelegt, die für 1993 ein BIP von 11,5 Bill. Rubel ausweisen. 

tungszuwachs erfahren, als vormals über das Bankensy-

stem weitergeleitete Zentralbankkredite über den Haushalt 

abgerechnet wurden. Folglich könnte die deutliche Redu-

zierung dieses Postens in den Folgequartalen vor allem auf 

eine Veränderung dieser Finanzierungspraxis hindeuten. 

Entsprechendes gilt für die Interpretation der überdurch-

schnittlich gekürzten Ausgaben für die „Volkswirtschaft"; 

hinter diesem Posten verbergen sich vor allem Subven-

tionszahlungen. Diese anhaltenden Subventionszahlun-

gen konservieren die Verzerrungen der relativen Preise. 

Insgesamt übersteigen die Aufwendungen für Subventio-

nen (66 vH der Ausgaben für „Volkswirtschaft") bei weitem 

die staatlichen Ausgaben für Investitionen (23 vH). 

Durch die radikale Ausgabenkürzung im zweiten und 

dritten Quartal 1994 konnte das offiziell ausgewiesene 

Defizit des konsolidierten Haushalts im bisherigen Jahres-

verlauf auf eine Größenordnung von 2,9 vH des BIP be-

grenzt werden. Die Zentralbank stellte dem Haushalt offen-

sichtlich ein größeres Kreditvolumen zu Verfügung, als zur 

Defizitfinanzierung notwendig gewesen wäre (110 vH des 

Gesamtdefizits)21. Diese Kredite führten zusammen mit 

Krediten internationaler Organisationen zu erheblichen 

Kassenreserven im öffentlichen Sektor; insgesamt konn-

ten Finanzmittel in der Größenordnung des in den ersten 

neun Monaten aufgelaufenen Defizits in das vierte Quartal 

übertragen werden. Sowohl das Zustandekommen des 

auffallend geringen Defizits als auch die Bildung dieser er-

heblichen Kassenreserven bedürfen einer Erklärung. 

Diese könnte z.T. darin zu finden sein, daß es sich bei den 

Kassenreserven im wesentlichen um nicht genutzte Kre-

dite internationaler Organisationen handelt. 

Die Finanzlage der wichtigsten außerbudgetären Fonds 

(Sozialversicherungs-, Beschäftigungs- und Straßenbau-

fonds) war in den ersten sechs Monaten des Jahres 1994 

durch deutliche Überschüsse geprägt (vgl. Tabelle 11), 

während der konsolidierte Haushalt ein Defizit in der Grö-

ßenordnung von 6,3 vH des BIP auswies. Unter Einbezie-

hung dieser Überschüsse ergibt sich für die ersten sechs 

Monate des Jahres 1994 ein Defizit des öffentlichen Sek-

tors von 4,5 vH des BIP. Danach geht von diesen Neben-

haushalten eine stabilisierende Wirkung aus. Unter den 

Bedingungen nicht ausgelasteter Kapazitäten würde die 

Verwendung der außerbudgetären Mittel die Inflation nicht 

zwangsläufig verschärfen. Irritierend scheint daher, daß 

trotz der bekannten Notwendigkeit von Investitionen in die 

Infrastruktur die Mittel des Straßenbaufonds nur zu einem 

Drittel abgerufen wurden. 

Die aktuellen Haushaltsplanungen für das laufende Jahr 

sehen eine Defizitbegrenzung auf unter 6 vH des BIP vor. 

Demnach würde sich für das vierte Quartal 1994 noch ein 
erheblicher finanzpolitischer Spielraum ergeben. Abwei-

chungen auf der Einnahmenseite des konsolidierten Haus-

halts ergeben sich im bisherigen Jahresverlauf vor allem 

bei den indirekten Steuern; zudem lag bislang der Anteil 

21 Interne Unterlagen des Forschungsinstituts des Wirtschafts-
ministeriums der weißrussischen Regierung, Naucnoissledova-
tel'skij ekonomiceskij institut (NISI). 
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Tabelle 10 
Konsolidierter Haushalt der Republik Weißrußlandl) 

in Mrd. Rubel und in vH der Einnahmen bzw. der Ausgaben 

1992 1993 19942) 

Jahr Q  QII Q III Q IV Jahr Q  QII Q 1 bis 
Q III 

Haushalts-
plan 

Insgesamt in Mrd. Rubel 

Insgesamt in vH 

Mehrwertsteuer 

Akzisen 

Gewinnsteuer 

Einkommensteuer 

Tschernobylsteuer 
Sonstige 

Insgesamt in Mrd. Rubel 

Insgesamt in vH 

Volkswirtschaft 

Bildung, Kultur, Soziales 

Wissenschaft 

Tschernobylfolgen 

Verteidigung 

Rechtsorgane 

Verwaltung 

Innerer Schuldendienst 

Sonstige 

Einnahmen 

296,0 

100,0 

37,1 

8,9 

25,6 

7,4 

8,4 
12,6 

294,3 

100,0 

28,0 

14,0 

24,2 

6,4 

7,3 
20,1 

530,0 

100,0 

28,0 

14,1 

28,4 

6,3 

7,0 
16,2 

950,3 

100,0 

27,4 

11,2 

28,6 

6,6 

7,6 
18,6 

1 848,5 

100,0 

27,5 

11,7 

31,5 

7,7 

8,1 
13,5 

3 623,1 

100,0 

27,6 

12,1 

29,7 

7,1 

7,7 
15,8 

3 850,9 

100,0 

25,7 

11,9 

29,8 

7,1 

6,0 
19,5 

7 063,7 

100,0 

30,1 

10,8 

30,4 

7,5 

5,7 
15,6 

16 822,4 

100,0 

27,6 

10,0 

30,4 

7,0 

5,1 
19,9 

27 736,9 

100,0 

28,0 

10,4 

30,3 

7,1 

5,4 
18,7 

51 717,9 

100,0 

25,9 

15,7 

29,9 

6,2 

4,7 
17,7 

Ausgaben 

314,7 

100,0 

41,8 

30,6 

1,4 

12,6 

4,8 

3,0 

1,8 

2,0 

2,1 

307,6 

100,0 

45,5 

28,8 

1,4 

8,2 

5,3 

4,5 

2,3 

1,9 

2,3 

597,4 

100,0 

38,8 

30,1 

0,9 

10,6 

5,3 

4,0 

1,5 

1,0 

7,8 

996,1 

100,0 

42,8 

27,8 

0,9 

10,5 

4,1 

3,4 

1,7 

1,6 

7,2 

2267,2 

100,0 

35,9 

31,6 

1,4 

9,3 

3,8 

3,3 

1,6 

0,9 

12,1 

4168,3 

100,0 

38,7 

30,3 

1,2 

9,7 

4,2 

3,5 

1,7 

1,2 

9,6 

5532,7 

100,0 

27,9 

28,9 

0,6 

7,8 

4,5 

3,3 

1,4 

0,5 

25,1 

7814,2 

100,0 

31,0 

35,6 

0,8 

6,3 

4,9 

4,4 

2,0 

0,6 

14,3 

17260,6 

100,0 

30,0 

34,8 

0,8 

7,4 

4,1 

4,5 

1,9 

0,6 

15,8 

30607,5 

100,0 

29,9 

33,9 

0,8 

7,2 

4,4 

4,3 

1,8 

0,6 

17,1 

61 451,0 

100,0 

26,4 

35,0 

1,0 

7,3 

4,2 

4,0 

1,4 

0,9 

19,8 

Defizit in Mrd. Rubel 
Defizit in vH der Einnahmen 
Defizit in vH des BIP3) 

18,6 
6,3 
2,0 

13,3 
4,5 
1,5 

67,4 
12,7 
4,2 

45,8 
4,8 
1,6 

418,7 
22,7 
6,7 

545,2 
15,0 
4,7 

1 681,7 
43,7 
13,0 

750,5 
10,6 
2,9 

438,2 
2,6 
0,7 

2870,5 
10,3 
2,9 

9733,1 
18,8 
5,6 

1) Im „Konsolidierten Haushalt' werden der Republikshaushalt und die Haushalte der nachgeordneten Gebietskörperschaften zusammengefaßt; 
nicht einbezogen werden die bestehenden zahlreichen außerbudgetären Fonds. _ 2) Um die Vergleichbarkeit der Daten aufrechtzuerhalten, wurde 
die Streichung einer Null beim weißrussischen Rubel im August 1994 nicht berücksichtigt. - 3) Die Angaben über das nominale BIP für 1993 streuen 
je nach Quelle erheblich. Bei der Berechnung der Anteilswerte wurden Angaben des Finanzministeriums zugrundegelegt, die für 1993 ein BIP von 
11,5 Bill. Rubel ausweisen. 

Quellen: Unterlagen des Finanzministeriums von Weißrußland und Berechnungen der Institute. 

der Einkommensteuer am Gesamtaufkommen deutlich 

über den Planungen. Auf der Ausgabenseite ist eine über 

die bisherige Entwicklung hinausgehende Reduzierung 

des Postens „Volkswirtschaft" bei gleichzeitiger Verdoppe-

lung des Gewichts der „sonstigen Ausgaben" vorgesehen. 

Hinter dieser Strukturveränderung könnte sich eine buch-

halterische Umschichtung von Subventionen verbergen. 

Insgesamt läßt sich feststellen, daß auf den ersten Blick 

ein finanzpolitischer Kurswechsel erfolgte. Allerdings 

scheint weiterhin eine partielle Substitutionsbeziehung 

zwischen Geld- und Fiskalpolitik zu bestehen, diejeglichen 

stabilitätsorientierten Ansatz sofort konterkarieren kann. 

Dringend geboten ist daher, die bestehende Verflechtung 

von Staats-, Unternehmens-, Bankensektor und Zentral-

bank aufzubrechen. An diesem Punkt müßte auch ein Anti-

Krisen-Programm - wie es von der Regierung vorgelegt 

wurde - ansetzen. Eine auf Konsolidierung der öffentli-

chen Haushalte ausgerichtete Fiskalpolitik allein reicht 

nicht aus. 

Geld- und Kreditpolitik 22 

Offensichtlich hat die weißrussische Regierung inzwi-

schen von einer Währungsunion mit Rußland Abstand ge-

22 Soweit nicht anders vermerkt, beruhen alle Daten dieses Ab-
schnitts auf internen Arbeitsunterlagen des Internationalen Wäh-
rungsfonds. 
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Tabelle 11 

Außerbudgetäre Fonds 
in Mrd. Rubel') 

1.1.1994 1. Halbjahr 1994 

Saldo Einnahmen Ausgaben Saldo 

Sozialversicherungsfonds 
Beschäftigungsfonds 
Straßenbaufonds 

31,2 
7,8 
0,7 

2837,6 
69,2 

814,2 

2808,0 
16,2 

245,3 

60,8 
60,8 

569,6 

1) Um die Vergleichbarkeit der Daten aufrechtzuerhalten, wurde die Streichung einer Null beim weißrussischen Rubel im August 
1994 nicht berücksichtigt. 

Quellen: Unveröffentlichte Arbeitsmaterialien des NIET. 

nommen. Damit bleibt Weißrußland in seinen geld- und 
währungspolitischen Entscheidungen autonom. Angaben 

über die geld- und kreditpolitische Entwicklung liegen nur 
für die ersten drei Monate des Jahres 1994 vor; es läßt sich 

hieraus kein Trend zu einer stabilitätsorientierten Politik ab-

lesen. Im ersten Quartal 1994 war im Vergleich zu den Vor-
jahren keine Eindämmung des Geldmengenwachstums 

(M3) zu verzeichnen; anhaltend negative Realzinsen und 

hohe monatliche Inflationsraten deuten darauf hin, daß 

auch im weiteren Verlauf des Jahres keine Abschwächung 

des Geldmengenwachstums eingetreten ist. Damit konn-

ten, anders als in Rußland, nicht einmal erste Ansätze zu 

einer Stabilisierung des monetären Sektors erzielt werden. 

Die Kreditvergabe der weißrussischen Zentralbank 

expandierte im ersten Quartal 1994 deutlich stärker als die 

Bargeldmenge und die Geldmenge M3 (vgl. Tabelle 12). 

Tabelle 12 

Noch im vergangenen Jahr hatten die Zentralbankkredite 

weniger stark zugenommen als die übrigen Geldmenge-

naggregate. Stärker als im Vorjahr stiegen auch die Geld-

menge M3 und die Bankkredite, während die Wachstums-

rate der Bargeldmenge leicht fiel. Angaben des weißrussi-
schen statistischen Amtes zufolge, die allerdings nicht mit 
anderen Quellen vergleichbar sind, nahm das Volumen der 

Bankkredite in den ersten acht Monaten von 1994 um ins-

gesamt 630 vH zu 23. Gemessen am Anstieg des Erzeuger-

preisindex von 650 vH im selben Zeitraum entspricht dies 
einer leichten Abnahme der realen Geldmenge, relativ zum 

23 Vgl. O rabote ..., a.a.O., S. 58-59. Die Interpretation dieser An-
gaben ist problematisch, da das statistische Amt keine Zeitreihen 
veröffentlicht, sondern nur die Zunahme des Kreditvolumens in-
nerhalb eines bestimmten Zeitraums angibt. Unklar bleibt zudem, 
wie das gesamtwirtschaftliche Kreditvolumen definiert wurde. 

Geldmengen- und Kreditentwicklung in Weißrußland und Rußland 1992 bis 19941) 
Veränderungen gegenüber dem Vorquartal in vH 

1992 1993 
I-IV') 

1994 
I 

Bargeld 

M3 

Zentralbankkredite2) 

Bankkredite3) 

Weißrußland 

Rußland 

Weißrußland 

Rußland 

Weißrußland 

Rußland 

Weißrußland 

Rußland 

75 

82 

57 

68 

117 

125 

107 

86 

96 

70 

80 

51 

69 

46 

64 

58 

83 

20 

112 

9 

139 

40 

118 

28 

1) Durchschnittliche Quartalswerte. - 2) Inländische Nettokreditvergabe. — 3) Weißrußland: Kredite der Zentralbank und der Ge-
schäftsbanken an Hausbalte und Unternehmen. Rußland: Kredite der Geschäftsbanken. 

Quellen: Interne Arbeitsunterlagen des Internationalen Währungsfonds und des Russischen Wirtschaftsministeriums; Central'nyi 
Bank Rossijskoj Federacii, Bjulleten' Bankovskoj Statistiki, Nr. 1/1994; Russian Economic Trends, verschiedene Ausga-
ben; Berechnungen der Institute. 
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Anstieg der Verbraucherpreise (+ 605 vH) einer leichten 

Zunahme. Um die im Anti-Krisen- Programm der Regie-

rung niedergelegten Ziele zu erreichen, ist somit eine er-

hebliche Reduzierung des Geldmengenwachstums erfor-

derlich. In den Vorgaben des Programms spiegelt sich die 

fehlende Autonomie der Zentralbank wider. 

Eine glaubwürdige monetäre Stabilisierung erfordert 

unter anderem die Umsetzung strukturpolitischer Maßnah-

men, insbesondere eines Konkursgesetzes für Unterneh-
men und der Privatisierung der staatlichen Betriebe. Wer-

den derartige Schritte nicht eingeleitet, droht die Gefahr, 

daß die Unternehmen auf eine Beschränkung der Kredit-

vergabe durch die Banken mit einer Ausweitung der zwi-

schenbetrieblichen Verschuldung reagieren und so eine 

spätere Monetisierung dieser Schulden zu erzwingen ver-

suchen. Ein solches Verhaltensmuster war bereits zur Jah-

reswende 1993/94 zu beobachten. 1993 war ein realer 

Rückgang der Geldmenge M3 von einem deutlichen An-

stieg der heimischen zwischenbetrieblichen Verschuldung 

begleitet. Insbesondere im Dezember stieg das Volumen 

der Lieferantenkredite auf das 3,5fache des Niveaus vom 

Vormonat. In den ersten drei Monaten von 1994 war hinge-

gen bei einem realen Anstieg von M3 ein deutlicher realer 

Rückgang der zwischenbetrieblichen Verschuldung zu be-

obachten, was mit einer — zumindest teilweisen — Moneti-

sierung dieser Schulden durch das Bankensystem zu er-

klären ist24. Jedoch konnte ein erneuter realer Anstieg der 

zwischenbetrieblichen Verschuldung nicht verhindert wer-

den. Im zweiten und dritten Quartal 1994 stieg das Volumen 

der Lieferantenkredite wieder deutlich stärker als die Ver-

braucherpreise; im dritten Quartal gilt dies auch für die 
Erzeugerpreise25. 

In den ersten Monaten des Jahres 1994 hat eine deutli-

che Umschichtung in der Struktur der Zentralbankkredite 

weg von Krediten an Geschäftsbanken, hin zu einer ver-

stärkten Kreditierung des Budgets stattgefunden (vgl. Ta-

belle 13). Zwar vergab die Zentralbank so gut wie keine Kre-

dite direkt an Unternehmen, jedoch flossen sowohl Kredite 

an die Regierung als auch Kredite an die Geschäftsbanken 

unmittelbar an den Unternehmenssektor weiter. Während 

Ende 1991 nur knapp 10 vH der Zentralbankkredite an die 

Regierung vergeben worden waren, stieg dieser Anteil auf 

58 vH am Ende des ersten Quartals 1994. Bei Betrachtung 

der monatlichen Strukturveränderungen ergibt sich, daß 

eine besonders starke Umschichtung in den ersten drei 

Monaten des Jahres 1994 stattgefunden hat. 

Grundsätzlich ist der Übergang von indirekten Subven-

tionen, die den Unternehmen durch das Bankensystem zu-

fließen, zu direkten Subventionen aus dem Budget zu be-

grüßen, da er die Transparenz des Finanzsystems erhöht 

und mehr Unabhängigkeit der Geschäftsbanken von einer 

politisch motivierten Kreditvergabe ermöglicht. Allerdings 

muß diese positive Bewertung mit einer entscheidenden 

Einschränkung versehen werden. Denn die Zentralbank 

hat zwar insgesamt einen geringeren Anteil ihrer Kredite 

über die Banken vergeben, gleichzeitig aber auch den 

Tabelle 13 
Verteilung der Zentralbankkredite 
nach Empfängern 1991 bis 19941) 

1991 1992 1993 1994 
(März) 

Unternehmen 

Regierung 

Banken 

darunter: 
Zentralisierte Kredite 

Anteil an den Krediten 
an Geschäftsbanken 
(in vH) 

0 

9 

91 

1 

17 

82 

44 

54 

2 

24 

74 

39 

53 

2 

58 

40 

30 

75 

1) Anteile an dem gesamten heimischen Kreditbestand der 
weißrussischen Zentralbank in vH. Periodenendwerte. 

Quellen: Interne Arbeitsunterlagen des Internationalen 
Währungsfonds; Berechnungen der Institute. 

Anteil derjenigen Kredite gesenkt, über deren Vergabe die 

Banken frei entscheiden können. Während Ende 1992 nur 

54 vH der von der Zentralbank an die Banken vergebenen 

Kredite zentralisierte Mittel waren, stieg dieser Anteil am 

Ende des ersten Quartals 1994 auf 75 vH. In der Regel be-

stimmt die Zentralbank bei der Vergabe zentralisierter Kre-

dite im Rahmen von Regierungsvorgaben sowohl die Emp-

fänger als auch Zinsen und Laufzeiten der Kredite26. 

Der allgemeine Refinanzierungszins blieb bis Ende Sep-

tember 1994 auf einem Niveau von 210 vH. Angesichts der 
anhaltend hohen Inflationsraten bedeutete dies — abgese-

hen von einer kurzen Periode positiver Realzinsen im März 

1994 — eine Fortsetzung der Politik negativer Realzinsen 

(vgl. Schaubild 2)27. Tatsächlich dürfte die über negative 

Realzinsen bewirkte indirekte Subventionierung der Unter-

nehmen durch die Zentralbank noch größer ausfallen, als 

dies die Betrachtung des allgemeinen Refinanzierungssat-

zes zeigt. Nach wie vor wird eine Reihe vergünstigter Zen-

tralbankkredite über das Budget oder die Geschäftsban-

24 Internen Arbeitsunterlagen des Internationalen Währungs-
fonds zufolge wurden den Unternehmen im März und im Dezem-
ber 1993 kurzfristige Bankkredite zur Begleichung ihrer zwischen-
betrieblichen Schulden zur Verfügung gestellt. 

25 Die Angaben über die Entwicklung der zwischenbetriebli-
chen Verschuldung im Jahr 1994 wurden internen Arbeitsunterla-
gen des NIEI entnommen. 

26 Die Analyse der Entwicklung der öffentlichen Haushalte hat 
zudem gezeigt, daß es seit dem zweiten Quartal 1994 Anzeichen 
für eine erneute Umlenkung der Zentralbankkredite weg von der 
Regierung, hin zu den Geschäftsbanken gibt. 

27 Das Anti-Krisen-Programm der Regierung fordert zwar die 
Durchsetzung positiver Realzinsen, enthält aber keine konkreten 
Angaben darüber, wie dieses Ziel erreicht werden soll. Vielmehr 
wird das Ziel genannt, die Einlagenzinsen über die in den Nach-
barstaaten Weißrußlands anzuheben. Vgl. Programma neotloznych 
mer po vyvodu ekonomiki Respubliki Belarus' iz krizisa. Minsk, 10. 
September 1994, S. 22. 
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Schaubild 2 

Reale monatliche Refinanzierungssätze in Weißrußland und Rußland 1992 bis 1994 
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Quellen- Interne Unterlagen des Internationalen Währungsfonds und Berechnungen der Institute. 

ken an Sektoren wie die Landwirtschaft vergeben. Entspre-
chend blieben auch die realen Einlagen- und Kreditzinsen 

deutlich im negativen Bereich. Diese negativen Realzin-

sen bewirken eine Umverteilung von Vermögen zugunsten 

der Schuldner und zu Lasten der Gläubiger. Als Reaktion 

auf die reale Entwertung ihrer Guthaben in heimischer 

Währung hielten Haushalte und Unternehmen im März 

1994 rund 37 vH ihrer Guthaben in ausländischer Wäh-

rung; Ende 1992 waren dies nur 5 vH gewesen. Zudem 
haben private Haushalte und Unternehmen im ersten 

Quartal 1994 im Vergleich zum Vorjahr ihre Bargeldhaltung 

im Verhältnis zu ihren Einlagen in inländischer Währung 

bei den Banken gesenkt. Vorübergehend gesunkene Infla-

tionsraten haben die Realzinsen zeitweise aus dem extrem 

negativen Bereich herausgeführt und somit die Einlagen 

bei Banken attraktiver gemacht. Da jedoch die Geschäfts-

banken ihre Reservehaltung bei der Zentralbank gleichzei-

tig deutlich erhöht hatten, ist der Geldmultiplikator von 

einem Wert von 2,33 Ende 1993 auf 1,83 Ende März 1994 
gefallen. Das bedeutet, daß die Zentralbank ceteris paribus 

eine größere Basisgeldmenge bereitstellen mußte, um eine 

gegebene Erhöhung der Geldmenge zu erzielen. 

Außenwirtschaftsbeziehungen 

Im zweiten Halbjahr 1994 hat sich die internationale Zah-

lungsfähigkeit Weißrußlands erheblich verschlechtert. Das 

augenfälligste Krisensymptom sind die rasch wachsenden 

Zahlungsrückstände für russische Lieferungen von Ener-

gieträgern. Nach russischen Angaben sollen die ausste-

henden Beträge Ende Oktober bei etwa 500 Mill. US-$ 

gelegen haben, was mehr als einem Sechstel der gesam-

ten weißrussischen Exporte entspräche 28. 

Die Ursachenanalyse wird dadurch erschwert, daß der 

weißrussische Handel statistisch immer noch völlig unzu-

reichend erfaßt wird. Nach Schätzungen des Internationa-

len Währungsfonds wird sich das Leistungsbilanzdefizit 
1994 insgesamt um mehr als die Hälfte auf über 600 Mill. 

US-$ belaufen. Das Defizit wurde 1993 rechnerisch durch 
Kredite Rußlands sowie durch die erste Tranche der Sy-

stemtransformationsfazilität des IWF finanziert. Auch 1994 

wird die verbleibende Finanzierungslücke vermutlich zum 
Teil durch Kredite des IWF gedeckt werden (zweite Tranche 

der Systemtransformationsfazilität und erste Tranche eines 

Bestandskredits; insgesamt etwa 140 Mill. US-$). Außer-

dem dürfte die russische Regierung zumindest einen Teil 

der Zahlungsrückstände Weißrußlands aus der Einfuhr von 
Energieträgern in staatliche Kredite umwandeln. 

Die Auslandsverschuldung Weißrußlands wird unter die-

sen Umständen und unter Berücksichtigung weiterer Kre-
dite von Weltbank und Osteuropabank bis Jahresende 

1994 auf etwa 1,8 Mrd. US-$ steigen 29 (vgl. Tabelle 14). 

Dies entspricht etwa 40 vH des BIP von 1993; für das BIP 

1994 dürfte diese Relation bei mindestens 50 vH liegen. 

Die Zinszahlungen in den Folgejahren würden sich bei 

einem hypothetischen Zinssatz von 7,5% auf knapp 140 

28 Vgl. Handelsblatt vom 27. Oktober 1994. 

29 Für Auslandsforderungen Weißrußlands gibt es keine Indi-
zien. Daher dürfte die Brutto- der Nettoverschuldung entsprechen. 
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Tabelle 14 
Auslandsverschuldung Weißrußlands 1994 und 1995 

in Mill. US-$ 

1994 1995 

Bestand 
am 1. 1. 

Zugang 
bis August 

Zugang 
Sept.-Dez. 

Bestand 
am 31. 12. 

Zugang Bestand 
am 31. 12. 

(Schätzung des NIE[) 

Nationale Regierungen 
Deutschland 
USA') 
„Über" Rußland2) 
Sonstige3) 

Multilaterale Organisationen 
Europäische Union 
IWF 
Weltbank 
Osteuropabank 

Technische Kredite 
Rußlands 

Insgesamt 

154 
29 
135 
0 

109 
98 
0 
4 

451 

980 

63 
20 
0 
10 

11 
0 

77 
3 

9 

192 

52 
10 
0 
13 

0 
140 
72 
186 

270 

743 

269 
59 
135 
23 

120 
238 
149 
193 

7304) 

1 9155) 

180 
28 
0 

220 

0 
330 
177 
101 

0 

1 036 

449 
87 
135 
243 

120 
568 
326 
294 

730 

2 9505) 

1) Einschließlich Eximbank. — 2) Weißrussischer Anteil an Kreditzusagen an die ehemalige Sowjetunion für Getreidelieferun-
gen. — 3) Italien, Österreich, Kuwait, Spanien, Schweiz, Frankreich. - 4) Einschließlich voraussichtlicher Umverschuldungen von 
200 Mill. US-$. - 5) Unter Berücksichtigung von Tilgungszahlungen liegt die Auslandsverschuldung Ende 1994 bei 1 822 Mill. 
US-$ und Ende 1995 bei 2 861 Mill. US-$. 

Quelle: Unveröffentlichte Arbeitsunterlagen des NIEI. 

Mill. US-$ bzw. 6 vH der Gesamtexporte im Jahr 1994 be-

laufen. Damit liegt die Auslandsverschuldung Weißruß-

lands bereits jetzt — nach gerade drei Jahren staatlicher 

Unabhängigkeit und ohne Belastung durch Altschulden 

der Sowjetunion — ähnlich hoch wie beim Durchschnitt der 

Staaten, die von der Weltbank als Länder mit mittlerem Ein-
kommen klassifiziert werden 30. 

Die bisher verfolgte Strategie, Leistungsbilanzdefizite 

ohne interne Strukturanpassung durch Kredite zu finanzie-

ren, muß auf mittlere Sicht scheitern. Das weißrussische 

Leistungsbilanzdefizit lag 1993 bei etwa einem Zehntel des 

Bruttoinlandsproduktes zu laufenden Preisen und umge-

rechnet zum laufenden Wechselkurs. Dieser Wert dürfte 

1994 bei einem ungefähr verdoppelten Defizit und weiter 

geschrumpftem Bruttoinlandsprodukt noch erheblich stei-

gen. Eine derart hohe Neuverschuldung wird sich nicht 

mehr lange durchhalten lassen, ohne daß die Schulden-

dienstverpflichtung untragbar und Weißrußland internatio-

nal zahlungsunfähig wird. Selbst westliche Regierungen 

und multilaterale Organisationen, die bei ihrer Kreditver-

gabe nicht nur ökonomische, sondern auch politische Kri-

terien anwenden, werden unter diesen Umständen die 

Frage nach der Kreditwürdigkeit Weißrußlands aufwerfen 

müssen. 

In dem Anti-Krisen-Programm wird angekündigt, die 

Subventionen für den Einsatz importierter Energieträger 

schrittweise abzubauen 31. Damit würde ein Anreiz zum 

sparsamen Umgang mit Energie geschaffen. Dieses Ver-

fahren wäre ökonomisch effizienter als die bisher prakti-

zierte Rationierung durch zentrale Behörden. Andere Maß-

nahmen sollen Exporthemmnisse beseitigen 31. So soll die 

Sondersteuer von 15 vH auf Exporterlöse aus Staaten au-

ßerhalb der GUS abgeschafft werden. Der Zwangsum-

tausch von Exporterlösen in russischen Rubeln zum Markt-

kurs soll — entsprechend der Regelung für Staaten außer-

halb der GUS — von 100 vH auf 50 vH herabgesetzt 

werden. Exportlizenzen und -quoten sollen bis auf wenige 

Ausnahmen entfallen. Offenbar sollen zur gezielten Förde-

30 Vgl. Weltentwicklungsbericht 1994 der Weltbank, Washing-
ton D.C. 1994, Tabellen 20 und 23. Der Anteil der Zinszahlungen an 
den Gesamtexporten ist im internationalen Vergleich noch niedrig. 
Dem steht aber entgegen, daß Weißrußland als eine kleine Volks-
wirtschaft naturgemäß eine relativ hohe Außenhandelsquote auf-
weist. Die aussagekräftigere Bezugsgröße ist daher das 
Bruttoinlands- (bzw. Bruttosozial-) produkt. 

31 Vgl. Programma ..., a.a.O., S. 25. 

32 Vgl. Programma ..., a.a.O., S. 31. 
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rung von Exporten die Akzisen beider Ausfuhr bestimmter 

Fertigwaren (Reifen, Traktoren, Lastwagen u.a.) gegen rus-

sische Rubel gestrichen werden". 

Daneben soll noch 1994 die Mehrwertsteuer für Exporte 

nach Rußland im Rahmen der noch bestehenden Clearing-

vereinbarungen abgeschafft werden 34. Diese Maßnahme 

soll offenbar angesichts des bilateralen Handelsbilanzdefi-

zits einen Anreiz für Exporte nach Rußland schaffen. 

Steuersystematisch ist sie aber unbegründet, da sowohl 

Rußland als auch Weißrußland bei der Erhebung der Mehr-

wertsteuer im bilateralen Handel nach dem Ursprungs-

landprinzip vorgehen, d.h. ihre jeweiligen Exporte, nicht 
aber ihre Importe der Steuer unterwerfen. Außerdem sind 

die Clearing-Abkommen 1994 verglichen mit den Vorjah-

ren in ihrer Bedeutung weiter zurückgeführt worden. Sie 

stellen ein Überbleibsel der Planwirtschaft dar, das ange-
sichts der inzwischen eingetretenen Verbesserungen im 

zwischenstaatlichen Zahlungssystem sowie der Anwen-

dung von weltmarktnahen Preisen im Handel zwischen 

den GUS-Mitgliedsländern in naher Zukunft überflüssig 

sein wird. Von 1995 an soll die Mehrwertsteuerbefreiung 

dann für alle Exporte gelten. 

Währungspolitik und Rubelzone3s 

Die weißrussische Regierung hat ihre Pläne für eine 

Währungsunion mit Rußland bis auf weiteres aufgege-

Schaubild 3 

ben36. Allerdings war die als erste Stufe einer Währungs-

union geplante Zollunion im Juni 1994 bereits verwirklicht 

worden. Schon im März hatte die weißrussische Zentral-

bank den zuvor bei einem Verhältnis von 1:1 fixierten offi-

ziellen Bargeldkurs zum russischen Rubel an den damali-
gen Marktkurs von 10:1 angeglichen; im Oktober 1994 war 

dann der weißrussische Rubel zum alleinigen Zahlungs-
mittel erklärt worden 37. Im Anti-Krisen-Programm wird die 

Währungsunion mit Rußland nicht mehr erwähnt38. 

Im Bereich der Währungspolitik hat die weißrussische 

Zentralbank 1994 ihre im Vorjahr begonnene Politik der 

Vereinheitlichung der Wechselkurse fortgesetzt. Entspre-
chend wurde im Januar 1994 der letzte verbliebene Spe-

zialkurs abgeschafft, zu dem zuvor ausländische Direktin-

vestitionen und umtauschpflichtige Exporterlöse abge-

rechnet werden mußten. Zudem setzt die Zentralbank den 

33 Vgl. Programma ..., a.a.O., S. B. Ausfuhren in Staaten außer-
halb der GUS unterliegen entsprechend dem Bestimmungsland-
prinzip ohnehin nicht den Akzisen. 

34 Vgl. Programma ..., a.a.O., S. B. 

35 Soweit nicht anders vermerkt, beruhen die Angaben dieses 
Abschnitts auf internen Arbeitsunterlagen des Internationalen 
Währungsfonds. 

36 Vgl. VWD vom 19. Oktober 1994. 

37 Vgl. VWD-Osteuropa vom 18. Oktober 1994. 

38 Vgl. Programma .... a.a.O., S. 19. 

Realer Wechselkursindex des weißrussischen Rubel 1993 bis 1994 
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Deflationiert mit Verbraucherpreisen; 1:1993 = 100. Auktionskurse zum Periodenende. 
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offiziellen Wechselkurs zum US-Dollar in Übereinstim-

mung mit dem auf der Minsker Devisenbörse ermittelten 

Kurs fest; der Kurs zum russischen Rubel wurde bis Mai 

1994 leicht unterhalb des Marktkurses fixiert39. Allerdings 

weichen nach wie vor die Bar- und Buchgeldkurse für aus-

ländische Währungen erheblich voneinander ab, wobei 

der Buchgeldkurs in der Regel deutlich über dem Bargeld-

kurs liegt. Für den US-Dollar sowie für den russischen 

Rubel mußten in den ersten acht Monaten des Jahres 1994 

durchschnittlich 15 vH mehr bezahlt werden, wenn die 

Rechnung mit weißrussischem Buchgeld und nicht mit 

Bargeld beglichen wurde. Dieser Preisaufschlag erhöhte 

sich Anfang September deutlich auf 30 bis 40 vH. Die be-
obachteten Kursdisparitäten werden von zwei Faktoren 

beeinflußt. Zum einen ist der höhere Buchgeldkurs ein Indi-

kator für eine stärkere Emission von Buch- im Vergleich zu 

Bargeld bei gegebener Devisenbewirtschaftung durch die 

Zentralbank. Im August 1994 verbot die Bank sogar die Be-

nutzung von Bargeld für Transaktionen wie den Erwerb 

ausländischer Währungen oder die Zahlung von Dividen-

den40. Diese Beschränkung wurde im Oktober 1994 wie-

der aufgehoben 41. Zum anderen bestehen noch immer ge-

trennte Geldkreisläufe für Bar- und Buchgeld, die Arbitra-

gegeschäfte verhindern. 

Insgesamt hat der Anstieg des nominalen Wechselkur-

ses (200 vH) zwischen weißrussischem und russischem 

Rubel die Änderungsraten der heimischen Preise mehr als 

kompensiert, so daß der weißrussische Rubel in den ersten 

sieben Monaten des Jahres 1994 im Vergleich zum Jahres-

ende 1993 real abgewertet (18 vH) hat (vgl. Schaubild 3). 

Allerdings war die Entwicklung des realen Wechselkurses 

starken Schwankungen unterworfen, so daß auf eine reale 

Abwertungsphase zwischen Dezember 1993 und März 
1994 eine reale Aufwertungsphase folgte. Weißrussische 

Im- und Exporteure waren somit stark wechselnden Preis-

signalen ausgesetzt. Die Entwicklung des realen Wechsel-

kurses zwischen weißrussischem Rubel und US-Dollar 

verlief etwas kontinuierlicher und war— wiederum mit Aus-

nahme des ersten Quartals 1994 — von einer realen Auf-

wertungstendenz gekennzeichnet. Insgesamt wertete der 

weißrussische Rubel bis Juli 1994 im Vergleich zum 

Dezember 1994 um real 12 vH gegenüber dem US-Dollar 
au f42. 

Privatisierung 

Der Privatisierungsprozeß in Weißrußland zeichnet sich 

durch eine Vielzahl von Defiziten aus. Dazu zählen vor 

allem: 

— Die praktizierte „ Entstaatlichung" von Staatsbetrieben 

ist in der Regel eine reine Rechtsformtransformation, 

bei der der Staat alleiniger Eigentümer bleibt und die 

Betriebe teilweise an die Belegschaften verpachtet 

werden. 

— Im Rahmen der Scheckprivatisierung wird kein neues 

Kapital in die Betriebe fließen, da die Privatisierungs-

schecks unentgeltlich an die Bevölkerung verteilt 

werden. 

Die Privatisierungsschecks sind personengebunden 

und nicht handelbar, was nicht zur Entwicklung von Ka-

pitalmarktstrukturen beitragen wird. 

Die Beteiligung von ausländischen Investoren an der 

Privatisierung ist nur bei mangelndem Interesse weiß-

russischer Investoren vorgesehen; der Erwerb von 
Grund und Boden ist Ausländern verwehrt43. 

Offensichtlich vor dem Hintergrund dieser Defizite wen-

det sich der Wirtschaftsrat beim Vorsitzenden des Ober-

sten Sowjets Weißrußlands in seinem Bericht vom B. Juli 

1994 gegen die Fortführung der kostenlosen Ausgabe von 

Privatisierungsschecks, da die Dividendenerwartungen 
der Bevölkerung nicht erfüllbar wären und dem Staat Ein-

nahmen verloren gingen. Der Rat empfiehlt hingegen Inve-

stitionsausschreibungen und -auktionen, über die „aktive 

Investoren" Aktienpakete von Staatsbetrieben erwerben 

sollen. Diesem Investorenkreis, zu dem explizit auch Aus-

länder gezählt werden, wird die Aufgabe zugedacht, die 

Betriebe zu modernisieren, neue Arbeitsplätze zu schaffen 

und neue Absatzmärkte zu erschließen. Ebenfalls ist an 
eine umfangreiche Beteiligung von Banken gedacht, die 

gemeinsam mit Industrieunternehmen „finanz-industrielle 

39 Für die Folgezeit liegen keine Angaben vor. Zu bemerken ist, 
daß es sich bei dem Marktkurs nicht um einen frei gebildeten Kurs 
handelt, da die Zentralbank entweder durch eigene Interventionen 
oder durch die Auswahl der am Markt teilnehmenden Banken er-
heblichen Einfluß auf die Kursbildung ausübt. 

40 Vgl. Minsk Economic News, Nr. 10/1994, S. 1-2. 

41 Vgl. Belorusskaja Delovaja Gazeta vom 10. Oktober 1994, 
S.4. 

42 Die reale Abwertung gegenüber dem russischen Rubel bei 
gleichzeitiger realer Aufwertung gegenüber dem US-$ muß zu-
nächst verwundern, wenn man berücksichtigt, daß der russische 
Rubel in den ersten sieben Monaten des Jahres 1994 um real rund 
8 vH gegenüber dem US-$ aufgewertet hat. Aus der Entwicklung 
der bilateralen Wechselkurse zum US-$ würde sich somit eine 
reale Aufwertung des weißrussischen gegenüber dem russischen 
Rubel um 4 vH ergeben. In der tatsächlich erfolgten realen Abwer-
tung kommt die Segmentierung der Devisenmärkte in Weißruß-
land zum Ausdruck, durch die Arbitragegeschäfte verhindert wer-
den. Diese hat dazu geführt, daß der aus den bilateralen Wechsel-
kursen zum US-$ ermittelte Kurs zwischen weißrussischem und 
russischem Rubel im Dezember 1993 um 30 vH über dem Markt-
kurs lag; im Juli 1994 waren dies nur 0,5 vH. 

43 Vgl. ausführlich: Die wirtschaftliche Lage Weißrußlands: Kri-
senbewältigung durch Flucht in die Rubelzone? Vierter Zusatzbe-
richt. Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung, Berlin, Institut 
für Weltwirtschaft an der Universität Kiel, Institut für Wirtschafts-
forschung Halle. In: Wochenbericht des DIW, Nr. 25/1994. Dieser 
Bericht wurde auch als Kieler Diskussionsbeiträge, 234/1994, und 
als IWH Forschungsreihe 4/1994 veröffentlicht. Nach Fertigstel-
lung des Gutachtens wurde eine weitergehende Verordnung über 
die Teilnahme ausländischer Investoren an der Privatisierung ver-
öffentlicht; vgl. Polozenie ob ucastii inostrannych investorov v kon-
kursach i aukcionach po prodaze ob'ektov gosudarstvennoj sobst-
vennosti. In: Respublika vom 15. November 1994. 



— 857 — 

Gruppen" bilden sollen — es bleibt dabei offen, ob dies 

auch für ausländische Institute gelten soll4° 

Anders als der Wirtschaftsrat will die Regierung die 

Scheckprivatisierung zügig durchführen. Gemäß dem 

Anti-Krisen-Programm sollen bis zum 30. Juni 1995 alle 

Schecks ausgegeben werden, die dann bis zum 31. De-

zember 1996 verwendet werden können; das Privatisie-

rungsministerium soll Börsen und Auktionen organisieren, 

auf denen der Aktienverkauf durchgeführt wird. Änderun-

gen an dem Konzept der Scheckprivatisierung sind nicht 

erkennbar. Der Privatisierung soll zum anderen auch die 

Entwicklung eines Wertpapiermarktes dienen, auf dem In-

vestment-Fonds eine besondere Rolle spielen sollen. Aus-

sagen über die genaue Struktur und Organisation dieser 

Fonds werden nicht gemacht. Das Programm läßt nur er-

kennen, daß „spezialisierte Fonds" Privatisierungs-

schecks sammeln und anlegen sowie „ Investitions- und 

andere Projekte" durchführen sollen; der Erwerb von 

Fondsanteilen durch ausländische Investoren ist offen-

sichtlich vorgesehen. Eine weitere wichtige Funktion des 
Wertpapiermarkts soll darin bestehen, über die Plazierung 

staatlicher Wertpapiere Finanzmittel für Ausgabenpro-

gramme der verschiedenen Gebietskörperschaften zu mo-

bilisieren. Das Regierungsprogramm sieht weiterhin vor, 

die Bodengesetzgebung dahingehend zu ändern, daß der 

Bodenerwerb für die Gründung von (für das Land) „ not-

wendigen" Betrieben ermöglicht wird, auch wenn auslän-

dische Investoren an diesen beteiligt sind. Die Staatsbe-

triebe, aber auch Kolchosen sollen in Aktiengesellschaften 

umgewandelt oder verpachtet werden. Zur Einschränkung 
der Monopolstellung der Verarbeitungsbetriebe im „Agrar-

Industrie-Komplex" sollen bei ihrer Transformation in 

offene Aktiengesellschaften 40 vH der Aktien an die land-

wirtschaftlichen Betriebe gehen. Auch wenn abzuwarten 
bleibt, wie das interpretationsfähige Regierungsprogramm 

in konkrete Politik umgesetzt wird, scheint doch sicher zu 

sein, daß der Staatseinfluß auf das Wirtschaftsgeschehen 

nach wie vor erhalten bleiben soll. 

Anti-Krisen-Programm 

Auf Initiative des neuen Präsidenten Lukaschenko ver-
abschiedete der Oberste Sowjet Weißrußlands am 30. Sep-

tember 1994 ein Anti-Krisen-ProgramM45. Das Programm 
nennt als Ursache der sich zuspitzenden Wirtschaftskrise 

auch Versäumnisse in der bisherigen Wirtschaftspolitik, 

vor allem in der makroökonomischen Stabilisierung, der 

Reform des Geld- und Kreditsystems sowie der Reform der 

öffentlichen Haushalte. Es sieht zwei Phasen vor, von 

denen die erste den Zeitraum von September bis Dezem-

ber 1994, die zweite den Zeitraum Januar bis Juni 1995 um-

faßt. Das Programm hat in erster Linie zum Ziel, den Rück-

gang der Produktion aufzuhalten, die Inflation zu senken, 
den Haushalt zu konsolidieren, den sozial schwachen Be-

völkerungsschichten das gegenwärtige Lebensniveau zu 

sichern und einer Massenarbeitslosigkeit vorzubeugen. 

Die Privatisierung wird dazu vergleichsweise kurz behan-

delt. Eine grundlegende Reform des Wirtschaftssystems 

soll erst nach dem erfolgreichen Abschluß der zweiten 

Phase des Programms beginnen. 

Die Inflationsrate soll bis Juni 1995 auf monatlich 7 vH 

bis 8 vH und bis Ende 1995 auf monatlich 1 vH bis 2 vH und 

das Haushaltsdefizit bis Jahresmitte 1995 auf 4,5 vH des 

BIP gesenkt werden. Die Exporte sollen von Steuern und 

Akzisen entlastet, die Investitionstätigkeit und die kleinen 

Unternehmen steuerlich begünstigt und die Schaffung von 

Arbeitsplätzen unterstützt werden. Die steuerliche Bela-

stung der Wirtschaft soll von 30 vH des BIP auf 22 vH ge-
senkt werden. Gleichzeitig sollen die Steuern auf den Bin-

nenhandel mit dem Ziel erhöht werden, den Zwischenhan-

del zu beschränken. Die Gesamtabgabenquote soll von 
gegenwärtig 50 vH des BIP auf 43 vH gesenkt werden. Zur 

Entlastung des Haushalts ist die stufenweise Einführung 

kostendeckender Preise für kommunale Dienstleistungen, 

Transport und Energie vorgesehen. Das Programm kün-

digt darüber hinaus die Einführung kostendeckender 

Preise für Energieträger, Lebensmittel und Wohnungsmie-

ten an. Staatliche Preiskontrollen sollen bei Monopolanbie-

tern und übergangsweise bei Brot und Milch beibehalten 

werden. Die staatlichen Aufkaufpreise für landwirtschaftli-

che Produkte sollen stufenweise erhöht werden, bis sie die 

Durchschnittskosten für Agrarprodukte decken. Die sozial 

schwachen Bevölkerungsschichten sollen Ausgleichszah-

lungen erhalten. 

Das Geldmengenwachstum soll 40 vH im vierten Quar-

tal 1994 und 60 vH bis 80 vH im ersten Halbjahr 1995 (je-

weils gegenüber der Vorperiode) nicht überschreiten. Die 

Kreditierung des Haushaltsdefizits durch die Zentralbank 

soll nur bis 2,8 vH des BIP Ende 1994 und bis 2,5 vH Mitte 

des Jahres 1995 zugelassen werden. Vorzugskredite der 

Zentralbank sollen nur für die Finanzierung staatlicher 

Lagerbestände von Getreide und wichtigen Nahrungsmit-
teln, einigen anderen Gütern und für die Finanzierung von 

volkswirtschaftlich bedeutender Investitionsvorhaben ver-
geben werden. Die Geschäftsbanken sollen mehr Kontroll-

befugnisse gegenüber den Unternehmen erhalten, um, 

zusammen mit neuen Zahlungsvorschriften, eine Zah-
lungsunfähigkeit und gegenseitige Verschuldung der Un-

ternehmen zu verhindern. Zur Verbesserung der finanziel-

len Lage der Unternehmen ist eine Umbewertung der La-

gerbestände und eine Indexierung der Abschreibungen 

vorgesehen. Die Kreditierung von insolventen Betrieben 

soll eingestellt, und Konkursverfahren sollen durchgeführt 

werden. Gleichwohl soll die Arbeitslosenquote Mitte 1995 

die Höhe von 3 vH nicht überschreiten. Bei der Gewährung 
von Bau- und Konsumentenkrediten an die Bevölkerung 

wird eine höhere Eigenbeteiligung gefordert. Mit dem 

44 Vgl. Wirtschaftsrat beim Vorsitzenden des Obersten Sowjets 
der Republik Weißrußland. Bericht vom B. Juli 1994, S. 6 f. 

45 Programma neotloznych mer po vyvodu ekonomiki Respu-
bliki Belarus' iz krizisa, bestätigt durch eine Verordnung des Ober-
sten Sowjets der Republik Belarus' vom 30. September 1994. 
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Übergang zu einer monatlichen Gutschrift von Depositen-

zinsen soll die Sparneigung erhöht und das Vertrauen in 

die Wirtschaftspolitik gestärkt werden. 

Zum Ausgleich der defizitären Handels- und Leistungs-

bilanz sieht das Programm bis auf Ausnahmen für einzelne 

Güter die Beseitigung der Quoten und Lizenzen für Ex-

porte und die Einschränkung von Bartergeschäften vor. Die 

illegalen Kapitalexporte sollen durch eine verstärkte staatli-

che Kontrolle unterbunden werden. Ausländische Investi-

tionen sollen auch durch die Möglichkeit des Grunder-

werbs gefördert werden. 

Der Rückgang der Produktion soll in erster Linie durch 

die Vorgabe von Produktionszielen, Preisen und Tarifen, 

Löhnen und Gewinnverwendungsregeln an die staatlichen 

Betriebe seitens der staatlichen Behörden und eine Ver-

schärfung der staatlichen Kontrolle aufgehalten werden. 

Betriebliche Programme zur finanziellen, organisatori-

schen und produktionsmäßigen Umstrukturierung sollen 

dagegen die Marktorientierung der Betriebe fördern. Die 

Direktoren der staatlichen und kommerzialisierten Be-

triebe sollen persönlich für die Erfüllung der staatlichen 

Vorgaben verantwortlich sein. Dies soll in Verträgen mit 

den Direktoren festgelegt werden. Die Verträge sollen die 

Rechte und Pflichten der Direktoren beschreiben und wich-

tige Eckdaten über die wirtschaftlichen Aktivitäten und Er-

gebnisse der Betriebe enthalten 46. Der Abschluß der Ver-

träge mit den Direktoren hat durch Ausschreibungen zu er-

folgen. Bei Nichterfüllung der staatlich gesetzten 

Kennziffern sollen Sanktionen einsetzen. Für insolvente 

Betriebe sind Konkursverfahren einzuleiten. 

Ziel der Lohnpolitik ist die enge Bindung der Löhne an 

die wirtschaftliche Lage der Betriebe. Dazu ist auch die 

Normierung der Personalkosten der staatlichen Betriebe 

insgesamt und die Verhängung von Sanktionen im Falle 

der Überschreitung der gesetzten Normen vorgesehen. 

Einkommen und Löhne sollen auch stärker als bisher 

durch Verträge zwischen den ,Tarifpartnern" sowie zwi-

schen Behörden und Direktoren der staatlichen Unterneh-

men bestimmt werden. 

Da die Instrumente der zentralgeplanten Wirtschaft weg-

gebrochen sind und marktwirtschaftliche Strukturen fast 

völlig fehlen, wäre es dringend notwendig, in das Pro-

gramm prinzipielle Reformmaßnahmen aufzunehmen. Die 

Regierung versucht jedoch, die Eigentümerfunktion des 

Staates gegenüber den Staatsbetrieben wieder mit massi-

ven Auflagen und scharfer Kontrolle durchzusetzen. Dieser 

von der Regierung und dem Parlament eingeschlagene 

Weg wird kaum erfolgreich sein, da er nicht an die Interes-

senlage der Wirtschaftssubjekte anknüpfen kann. Persön-

liche Verträge mit den Direktoren und die Androhung von 

Sanktionen können als Instrument nicht ausreichen, zumal 

diesem Personenkreis auch der Wechsel in Privatunter-

nehmen offensteht. Aussagen über die dringende Um-

strukturierung der noch auf den ehemals sowjetischen 

Markt ausgerichteten Großunternehmen und ihre Privati-

sierung bzw. Kommerzialisierung enthält das Programm 

nicht. 

Insgesamt muß konstatiert werden, daß die makroökono-

mischen Ziele des Programms in sich widersprüchlich 

sind; es fehlen eindeutige Schwerpunkte. Eine Senkung 

der offenen Inflation, die Stabilisierung der Produktion und 

eine Arbeitslosenquote von nur 2 vH bei gleichzeitiger 

Sicherung des bisherigen Konsumniveaus kann nur zu 

Lasten der Investitionen gehen und erfordert darüber hin-

aus die Rückkehr zu dirigistischen Methoden. In der Tat 

verzichtet das Programm nicht nur darauf, die Stabilisie-

rungsmaßnahmen mit einer Beschleunigung der Transfor-

mation zu verbinden. Trotz einer vorsichtigen Deregulie-

rung in einigen Teilbereichen hat das Programm insgesamt 

ausdrücklich die Wiederherstellung befehlswirtschaftli-

cher Strukturen zum Ziel. 

Zusammenfassung 

In Weißrußland fehlt nach wie vor eine angemessene Re-

aktion auf die äußerst schwierige wirtschaftliche Lage des 

Landes. Dies hat erwartungsgemäß zu einer weiteren Ver-

schärfung der Wirtschaftskrise geführt. Für das Gesamt-

jahr 1994 ist auf der Basis der ersten drei Quartale mit 

einem Rückgang des realen BIP um etwa ein Viertel zu 

rechnen. Das Tempo des Rückgangs dürfte sich damit ge-

genüber 1993 mehr als verdoppeln. Überproportional fiel 

der Produktionsrückgang in den ersten drei Quartalen 

1994 zum einen in der Brennstoffindustrie aus, die vor 

allem russisches Erdöl weiterverarbeitet; daran wird die 

zentrale Rolle der im Preis stark gestiegenen und zugleich 

mengenmäßig erheblich reduzierten russischen Energie-

lieferungen deutlich. Zum anderen "weisen solche Indu-

striezweige besonders ausgeprägte Rückgänge auf, die In-

vestitionsgüter — vorzugsweise für den GUS-Markt — er-

zeugen. Rückläufig entwickeln sich aber auch die Erträge 

in der Landwirtschaft. Die Bruttoanlageinvestitionen 

schrumpften um 26 vH. Allerdings nahmen dabei die Inve-

stitionen in die Erdölverarbeitung, die chemische und pe-

trochemische Industrie geringfügig zu. Die Arbeitslosen-

quote beträgt offiziell immer noch nur 2 vH. Angesichts 

eines kumulierten Rückgangs des BIP seit 1989 von etwa 

40 vH muß jedoch von versteckter Massenarbeitslosigkeit 

ausgegangen werden. Die Verbraucherpreise stiegen im 

bisherigen Verlauf des Jahres 1994 durchschnittlich um 

27 vH im Monat. 

Die Fiskalpolitik verlief 1994 äußerst sprunghaft. Nach 

einer extremen Zunahme der Haushaltsausgaben im er-

sten Quartal, die zu einem Defizit in Höhe von 13 vH des 

BIP führte, wurden im weiteren Jahresverlauf kräftige Aus-

gabenkürzungen vorgenommen, so daß das kumulierte 

Defizit im dritten Quartal 1994 unter 3 vH des BIP fiel. Es ist 

jedoch zu vermuten, daß die Geldpolitik die Aufgaben der 

Fiskalpolitik übernommen hat. Dies würde bedeuten, daß 

46 Polozenie o porjadke i uslovijach zakljucenija kontraktov s ru-
kovoditeljami gosudarstvennych predprijatij, obedinenij, organiza-
cij i ucrezdenij, bestätigt durch die Verordnung des Ministerkabi-
netts der Republik Belarus' vom 16. September 1994, Nr. 76. 
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an die Stelle von Zuwendungen aus dem Staatshaushalt im 

zweiten und dritten Quartal neuerlich Kredite traten, die 

von der Zentralbank zu negativen Realzinsen bzw. de facto 

ohne Rückzahlungspflicht über die Geschäftsbanken an 

die Unternehmen ausgegeben wurden. Auf diese Praxis 

verweisen sowohl jüngste Absichtserklärungen, künftig 

anders verfahren zu wollen, als auch die anhaltend hohen 

Inflationsraten. Von seiten der Lohnpolitik kam es zu einer 

beträchtlichen Kostenentlastung für die Unternehmen. 

Diese Entwicklung ging mit einem erheblichen Rückgang 

des Lebensstandards einher. 

Das Leistungsbilanzdefizit dürfte sich 1994 um mehr als 

die Hälfte auf über 600 Mill. US-$ ausweiten. Obwohl Weiß-

rußland ohne Belastung durch Altschulden der Sowjet-

union in die Unabhängigkeit ging, beträgt der Stand der 

Außenverschuldung nach nur drei Jahren Unabhängigkeit 

bereits über 50 vH des BIP. Ein solches Ausmaß der Neu-

verschuldung wird sich nicht mehr lange fortführen lassen. 

Als eines der Instrumente zur Lösung des Problems zeich-

net sich die Bezahlung russischer Energielieferungen mit 

Aktienpaketen weißrussischer Unternehmen ab. Die noch 

im ersten Halbjahr gehegten Hoffnungen auf wieder niedri-

gere russische Energiepreise, auf die Wiederbelebung der 

alten Absatzmärkte in Rußland, auf einen Beitritt zur Ru-

belzone und damit auf neuerliche Subventionen in Gestalt 

einer Beteiligung an den russischen Geldschöpfungsge-

winnen haben sich, wie dies von den Instituten erwartet 

worden war, allesamt zerschlagen. 

Damit ist die Wirtschaftspolitik auf der ganzen Linie ge-

scheitert. Weder konnte der Lebensstandard der Bevölke-

rung aufrechterhalten noch ein dramatischer Einbruch der 

Investitionen verhindert werden. Auch das nach den Präsi-

dentschaftswahlen schnell erstellte Anti-Krisen-Programm 

bietet keinen Lösungsansatz. Es enthält unvereinbare Ziel-

setzungen. So soll der gegenwärtige Lebensstandard ge-

halten, eine ungleichere Verteilung von Einkommen und 

Vermögen nicht zugelassen, in kurzer Frist der Produk-

tionsrückgang praktisch zum Stillstand gebracht, die Ar-

beitslosigkeit auf 3 vH beschränkt und die monatliche Infla-

tionsrate in den einstelligen Bereich zurückgeführt werden. 

Die vorgeschlagenen Instrumente zur Erreichung dieser 

Ziele werden unzureichend präzisiert. So sollen einerseits 

keine Kredite mehr an zahlungsunfähige Unternehmen 

ausgereicht werden, andererseits soll es für prioritäre Un-

ternehmen bei finanz- und geldpolitischer Unterstützung 

bleiben. Einerseits sollen Kredite nur noch zu Marktzinsen 

ausgereicht werden, andererseits gelten weiterhin Vor-

zugszinsen für sozial wichtige Zwecke. Einerseits wird eine 

Liberalisierung der Außenwirtschaftstätigkeit angekündigt, 

andererseits ihre stärkere Regulierung und Kontrolle. 

Diese Widersprüche deuten darauf hin, daß es sich bei 

dem Anti-Krisen-Programm um ein Kompromißpapier han-

delt, in das ohne ausreichende Abstimmung die Forderun-

gen verschiedener Interessengruppen Eingang fanden. 

Insgesamt wird also die Krise von der weißrussischen Re-

gierung nicht zum Anlaß entschiedener marktwirtschaftli-

cher Reformen genommen. Vielmehr werden befehlswirt-

schaftliche Strukturen reaktiviert. Westliche Unterstützung 

sollte daher mit der nachdrücklichen Forderung nach 

einem schlüssigen Transformationskonzept verbunden 
bleiben. 
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Beilage zum Wochenbericht des DIW Nr. 50/94 vom 15. Dezember 1994 

WESTDEUTSCHLAND Ausgewählte saisonbereinigte Konjunkturindikatoren) 

Arbeitslose 
Offene 
Stellen 

Auftragseingang im verarbeitenden Gewerbe (Volumen)2) 

Insgesamt 

dav.: Hauptgruppen 

Grundstoff- u. 
Produktions-
gütergewerbe 

Investitions-
gütergewerbe 

Verbrauchs- 
gütergewerbe 

Inland Ausland 

in 1000 1985 = 100 

mtl. A. mtl. vj. mtl. vi- mtl. Vi. mtl. vj. mtl. v mtl. vj. mtl. Vi. 

1992 J 
F 
M 
A 
M 
J 
J 
A 
S 
O 
N 
D 

1993 J 
F 
M 
A 
M 
J 
J 
A 
S 
O 
N 
D 

1994 J 
F 
M 
A 
M 
J 
J 
A 
S 
O 
N 
D 

1701 342 122,6 117,5 123,5 128,0 130,6 109,3 
1698 1705 351 346 126,6 124,7 118,8 118,1 129,5 127,1 130,5 128,0 135,6 132,8 111,9 111,4 
1718 346 124,9 117,9 128,4 125,6 132,2 113,1 
1755 337 123,0 116,5 125,0 127,4 131,5 109,2 
1773 1775 331 331 119,7 120,3 116,2 116,1 120,0 121,1 125,0 124,8 128,5 128,5 105,4 106,9 
1798 324 118,1 115,6 118,4 122,0 125,6 106,0 
1812 318 115,9 112,3 115,5 123,1 124,1 102,5 
1846 1846 317 316 115,1 115,3 112,1 111,9 114,9 115,2 121,1 121,6 122,8 123,2 102,6 102,5 
1880 314 115,0 111,2 115,3 120,5 122,8 102,3 
1922 308 110,5 109,1 108,7 118,4 118,7 97,1 
1964 1965 296 296 110,3 110,0 108,4 109,0 109,1 108,0 117,5 118,2 115,8 117,3 101,3 98,0 
2010 285 109,2 109,4 106,1 118,6 117,5 95,5 

2070 269 110,6 108,1 109,9 117,1 116,5 101,1 
2115 2119 256 260 107,4 108,0 107,5 108,0 105,1 105,5 114,7 115,7 111,3 112,8 101,1 100,2 
2173 256 106,0 108,5 101,6 115,3 110,5 98,4 
2205 253 107,5 108,7 104,8 114,8 111,8 100,7 
2218 2224 244 246 109,9 108,3 108,7 108,8 108,4 105,8 116,9 116,0 115,2 113,2 101,3 100,5 
2248 241 107,6 108,9 104,2 116,3 112,6 99,4 
2309 240 109,6 109,0 107,7 116,8 116,2 99,0 
2338 2343 232 232 108,9 109,1 108,6 109,2 105,7 106,7 119,7 116,9 114,8 115,0 99,2 99,6 
2383 224 108,9 109,9 106,7 114,3 114,0 100,5 
2450 220 109,7 109,4 108,9 113,2 112,8 104,9 
2487 2479 227 226 109,2 109,7 111,5 110,7 106,4 108,1 114,5 113,3 111,7 111,9 105,2 106,1 
2499 232 110,1 111,2 108,9 112,3 111,2 108,3 

2549 235 108,9 112,5 105,6 113,5 109,8 107,6 
2570 2565 236 234 110,8 111,8 114,9 115,5 107,6 109,3 114,4 114,2 111,7 112,6 109,4 110,7 
2576 232 115,8 119,1 114,6 114,8 116,4 115,1 
2579 227 116,1 118,6 114,8 116,2 116,8 115,0 
2583 2577 221 221 115,4 116,4 120,6 120,0 111,9 114,4 118,0 116,8 117,5 117,8 112,1 114,3 
2568 217 117,7 120,7 116,6 116,3 119,0 115,9 
2557 224 117,1 118,8 115,9 118,0 120,3 111,9 
2554 2552 228 229 115,3 117,2 119,1 120,5 112,5 115,7 117,8 116,7 119,6 119,6 108,3 113,4 
2545 235 119,3 123,5 118,8 114,2 118,9 120,1 
2533 247 120,7 124,8 119,8 116,8 120,7 120,7 
2523 253 

1) Saisonbereinigt nach dem Berliner Verfahren (BV3). Dieses Verfahren hat die Eigenschaft, daß sich beim Hinzufügen eines neuen Wertes davorliegende saisonbereinigte Werte 
in der Zeitreihe auch dann ändern können, wenn deren Ursprungswert unverändert geblieben ist. Die Vierteljahreswerte wurden aus den saisonbereinigten Monatswerten errech-
net. - 2) Außerdem arbeitstäglich bereinigt. 

Quellen: Bundesanstalt für Arbeit und Statistisches Bundesamt. 



WESTDEUTSCHLAND noch: Ausgewählte saisonbereinigte Konjunkturindikatoren) 

Beschäftigte 
im Bergbau 

und im 
verarbeitenden 

Gewerbe 

Produktion im produzierenden Gewerbe2) 

Verarbei-
tendes 
Gewerbe 

dav.: Hauptgruppen 

Grundstoff- u. 
Produktions-
gütergewerbe 

Investitions- 
gütergewerbe 

Bauhaupt- 
gewerbe 

Umsätze 
des Einzel-
handels zu 
Preisen von 

1985 

Außenhandel 
(Spezialhandel)2) 

Ausfuhr Einfuhr 

in 1000 1985 = 100 1986 = 100 Mrd. DM zu Preisen von 19803) 

mtl. Vi. mtl. Vi. mtl. Vi. mtl. Vi- mtl. Vi. mtl. Vi. mtl. Vi. mtl. Vi. 

1992 J 
F 
M 
A 
M 
J 
J 
A 
S 
O 
N 
D 

1993 J 
F 
M 
A 
M 
J 
J 
A 
S 
O 
N 
D 

1994 J 
F 
M 
A 
M 
J 
J 
A 
S 
O 
N 
D 

7465 
7447 7448 
7432 
7413 
7390 7392 
7373 
7343 
7309 7307 
7270 
7225 
7180 7175 
7120 

7054 
7001 7005 
6962 
6914 
6877 6876 
6837 
6763 
6724 6725 
6687 
6639 
6601 6607 
6580 

6513 
6469 
6437 
6411 
6398 
6377 
6341 
6332 
6310 

123,5 
126,1 124,3 
123,3 
123,5 
122,7 122,1 
120,1 
120,0 
118,9 119,2 
118,6 
116,6 
114,9 114,8 
113,0 

112,3 
109,5 111,3 
112,0 
110,7 
111,7 110,5 
109,1 
110,3 
113,0 111,4 
111,0 
110,4 
109,4 110,1 
110,6 

110,5 
6473 111,5 111,6 

112,8 
113,8 

6395 114,3 114,2 
114,5 
117,0 

6328 115,2 115,9 
115,4 
117,0 

114,5 
119,1 
115,7 
115,3 
115,8 
113,0 
113,2 
114,0 
112,3 
109,7 
109,3 
109,6 

109,2 
106,9 
107,4 
109,6 
108,9 
108,9 
110,3 
111,0 
110,2 
111,4 
110,6 
111,2 

111,5 
111,9 
112,6 
115,7 
116,5 
115,8 
118,3 
115,9 
117,8 
121,4 

116,4 

114,7 

113,2 

109,5 

107,8 

109,1 

110,5 

111,1 

112,0 

116,0 

117,3 

126,7 
129,9 
126,7 
127,3 
126,0 
122,9 
122,2 
120,0 
120,6 
118,0 
115,7 
111,4 

111,3 
106,8 
110,8 
107,8 
109,8 
105,1 
107,3 
111,1 
107,8 
106,8 
105,0 
107,2 

107,0 
109,2 
110,2 
111,0 
110,8 
111,9 
115,8 
112,3 
113,1 
113,1 

127,8 

125,4 

120,9 

115,0 

109,6 

107,6 

108,7 

106,3 

108,8 

111,2 

113,7 

130,6 
147,5 
134,5 
133,9 
135,7 
134,7 
133,9 
133,3 
135,8 
134,5 
137,6 
143,2 

131,4 
138,1 
132,5 
133,9 
135,5 
135,7 
130,0 
136,7 
134,4 
132,8 
127,1 
127,1 

138,6 
130,2 
139,0 
131,2 
135,5 
136,8 
131,1 
135,9 
133,1 
130,0 

127,8 
137,5 127,4 

120,2 
123,3 

134,8 123,3 
121,9 
122,7 

134,3 121,0 
125,3 
125,0 

138,4 121,0 
128,6 

114,6 
134,0 117,5 

122,2 
120,9 

135,0 115,8 
119,5 
118,0 

133,7 120,7 
123,2 
115,6 

129,0 119,1 
118,4 

116,4 
135,9 117,2 

124,4 
109,9 

134,5 118,3 
118,9 
111,3 

133,4 120,4 
122,1 

46,7 
125,1 46,2 

48,5 
50,2 

122,8 44,9 
45,3 
47,9 

123,0 46,2 
46,2 
47,2 

124,9 44,2 
44,6 

43,3 
118,1 47,5 

43,3 
45,6 

118,7 46,4 
47,4 
43,4 

120,6 45,8 
47,0 
45,5 

117,7 46,4 
47,7 

47,5 
119,3 47,6 

46,9 
48,4 

115,7 52,7 
53,7 
48,1 

117,9 50,9 
49,3 

51,5 
47,2 51,7 52,0 

52,9 
54,5 

46,8 49,7 51,3 
49,7 
52,9 

46,8 49,2 50,7 
50,0 
50,8 

45,3 49,7 50,5 
51,0 

47,0 
44,7 49,3 47,4 

46,0 
48,1 

46,5 48,3 48,4 
48,7 
47,2 

45,4 50,2 48,9 
49,3 
47,5 

46,5 48,1 47,9 
48,1 

46,7 
47,3 48,8 48,8 

50,8 
48,0 

51,6 50,9 50,8 
53,5 
50,6 

49,5 51,4 51,1 
51,4 

1) Saisonbereinigt nach dem Berliner Verfahren (BV3). Dieses Verfahren hat die Eigenschaft, daß sich beim Hinzufügen eines neuen Wertes davorliegende saisonbereinigte Werte 
in der Zeitreihe auch dann ändern können, wenn deren Ursprungswert unverändert geblieben ist. Die Vierteljahreswerte wurden aus den saisonbereinigten Monatswerten errech-
net. - 2) Außerdem arbeitstäglich bereinigt. - 3) Index der Durchschnittswerte und Außenhandel Westdeutschlands - soweit nicht veröffentlicht - vom DIW geschätzt. 

Quellen: Bundesanstalt für Arbeit und Statistisches Bundesamt. 


